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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 12. November 2008 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Bulgarien 

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 

des grenzüberschreitenden Missbrauchs 

bei Leistungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit 

durch Erwerbstätigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 

sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 


A. Problem und Ziel 

Um grenzüberschreitende Erscheinungsformen von Schwarzarbeit 
und iiiegaier Beschäftigung konsequent bekämpfen zu können, bedarf 
es einer gut funktionierenden zwischenstaatiichen Zusammenarbeit in 
diesem Bereich. 

Mit dem am 12. November 2008 in Sofia Unterzeichneten Staats- 
vertrag wird die biiateraie Zusammenarbeit der Behörden der Zoiiver- 
waitung der Bundesrepubiik Deutschiand, die für Kontroiien, Prüfun- 
gen und Ermittiungen im Bereich der Bekämpfung von Schwarzarbeit 
und iiiegaier Beschäftigung auf Bundesebene zuständig sind, mit den 
zuständigen Steiien der Repubiik Buigarien auf eine veriässiiche 
Grundiage gesteiit. Es ist beabsichtigt, vergieichbare Vereinbarungen 
auch mit anderen Staaten abzuschiießen. 

Ziei dieses Gesetzes ist es, durch die pariamentarische Zustimmung 
die innerstaatiiche Anwendbarkeit des Vertrages herbeizuführen und 
überdies die notwendige gesetziiche Grundiage für den Abschiuss 
weiterer vergieichbarer vöikerrechtiicher Verträge mit anderen Staaten 
zu schaffen. 
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B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizie- 
rung des Vertrages geschaffen werden. Außerdem enthält das Gesetz 
die Ermächtigung, weitere vergleichbare völkerrechtliche Verträge mit 
anderen Staaten durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Kein zusätzlicher Vollzugsaufwand 

Die Durchführung des Vertrages wird Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mit Mehraufwendungen belasten. 

E. Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen 
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirtschaft 
und private Verbraucherinnen und Verbraucher nicht anfallen. 

F. Bürokratiekosten 

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspfllchten für die 
Wirtschaft und für Bürgerinnen und Bürger eingeführt. 

Durch den Vertrag, für dessen Inkrafttreten durch diesen Gesetz- 
entwurf die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen werden 
sollen, werden acht Informationspfllchten begründet, die sich an die 
Verwaltung richten. 
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Berlin, April 2009 


Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. November 2008 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien über die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden 
Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch 
Erwerbstätigkeit und von nicht angemeldeter Enverbstätigkeit sowie bei 
illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 857. Sitzung am 3. April 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 12. November 2008 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen 
zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit 
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 


Vom 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Sofia am 12. November 2008 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien über die Zusammen- 
arbeit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leis- 
tungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von 
nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschreitender 
Leiharbeit wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen gemäß Artikel 10 des 
Vertrages, die sich im Rahmen des Vertragszwecks halten, durch Rechtsver- 
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Staatsverträge mit ausländischen 
Staaten über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüberschreitender 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen und zu ändern, soweit sich die 
Staatsverträge innerhalb des Zwecks des in Artikel 1 bezeichneten Vertrages 
mit Bulgarien halten. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, Regierungs- 
übereinkünfte und Ressortabkommen mit ausländischen Staaten über die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates in Kraft zu setzen und zu ändern, soweit sich die Regierungsüber- 
einkünfte und Ressortabkommen innerhalb des Zwecks des in Artikel 1 
bezeichneten Vertrages mit Bulgarien halten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Absatz 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


Drucksache 16/12588 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag ist Artikei 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung 
des Bundesrates ist nach Artikei 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes erfor- 
derlich, da der Aufgabenbestand der Behörden der Zoilverwaitung im Bereich 
der Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit und iiiegaler Beschäfti- 
gung einen neuen vöikerrechtlichen Geitungsgrund erhält. 

Zu Artikel 2 

Im Interesse der Entlastung des Gesetzgebers können Änderungen des Ver- 
trages durch Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft gesetzt werden 
(Absatz 1). Die Rechtsverordnungsermäohtigung stellt klar, dass dies nur mög- 
lieh ist, wenn sieh die Änderungen innerhalb des Vertragszwecks halten. 

Der Abschluss weiterer vergleichbarer völkerrechtlicher Verträge zur Bekämp- 
fung grenzüberschreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung mit 
anderen Staaten ist beabsichtigt. Im Interesse der Entlastung des Gesetzgebers 
soll lediglioh der deutsch-bulgarische Staatsvertrag durch formelles Bundesge- 
setz umgesetzt werden. Weitere vergleichbare völkerrechtliche Verträge mit 
anderen Staaten sollen durch Rechtsverordnung in Kraft gesetzt werden. Auch 
diese Rechtsverordnungsermächtigung ist durch eine strikte Bindung an den 
Vertragszweck des deutsch-bulgarischen Vertrages begrenzt. Sofern das Recht 
des Vertragsstaates dies zulässt, können diese Verträge zeitnah nach ihrer 
Unterzeichnung in Kraft treten. 

Grundsätzlich wird der Abschluss von vergleichbaren Ressortabkommen oder 
- wenn aufseiten der Vertragsstaaten die fachliche Zuständigkeit bei mehreren 
Ressorts liegt - Regierungsübereinkünften mit anderen Staaten angestrebt. In 
diesem Fall ist zur Inkraftsetzung eine Rechtsverordnung des Bundesministeri- 
ums der Finanzen erforderlich (Absatz 3). Sofern - etwa weil das nationale Recht 
des Vertragsstaates keine anderen Vertragsformen kennt - entsprechende 
Staatsverträge abgeschlossen werden, ist für eine Inkraftsetzung - wegen der 
besonderen Bedeutung von Staatsverträgen - eine Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung erforderlich (Absatz 2). 

Änderungen in Verträgen nach Absatz 2 und 3, die sich im Rahmen des Ver- 
tragszwecks des deutsch-bulgarischen Vertrages halten, können ebenfalls bei 
Regierungsübereinkünften und Ressortabkommen durch Rechtsverordnung 
des Bundesministeriums der Finanzen beziehungsweise bei Staatsverträgen 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft gesetzt werden. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Das Vorhaben wird Bund, Länder und Gemeinden nicht mit Mehrkosten be- 
lasten. Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen 
Sieherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzelpreise, das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, oder die Umwelt sind 
ebenfalls nioht zu erwarten. 

Mit dem Gesetzentwurf werden keine Informationspflichten für die Wirtschaft 
und Bürgerinnen und Bürger eingeführt. 

Entsprechend der mit dem Vertrag verfolgten Zielsetzung werden Informations- 
pflichten für die Verwaltung eingeführt. Diese befinden sich in Artikel 5 Absatz 1 
und 2 Nummer 1 , 3 bis 6 sowie in Artikel 6 Absatz 2 und 4 Satz 2 und 3 des Ver- 
trages. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 16/12588 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen 
zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit 
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 

floroBop 

Mexfly OeAepa/ina penyö/iMKa lepiviaHMB m Penyö/iMKa Bt/irapHn 
sa cbTpyAHMHecTBO B öopöaTa c TpaHcrpaHMMHara s/ioynorpeba 
npM oöesiAeTeHMB m bhockm sa couMajina CMrypHOCT ot saerocT 
M c HeperMCTpHpaHara saerocT, 

KaKTO M npM Henerajina rpaHcrpaHHHHa BpeivieHHa saerocT 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Bulgarien 
(im Folgenden „Vertragsstaaten“ genannt) - 

Bezug nehmend auf die Entschließung des Rates und der im 
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union vom 22. April 1999 über einen „Verhal- 
tenskodex für die Verbesserung der Zusammenarbeit der Be- 
hörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des grenzüber- 
schreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungsleistungen 
und -beiträgen und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
sowie bei grenzüberschreitender Leiharbeit“, 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen über die gegen- 
seitige Amtshilfe und die Zusammenarbeit zwischen den 
zuständigen Stellen und Einrichtungen der beiden Vertragsstaa- 
ten, die bereits durch die Verordnung (EWG) Nummer 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern, und durch die Richtlinie 96/71/EG des Europäi- 
schen Parlaments und Rates vom 1 6. Dezember 1 996 über die 
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen (einschließlich der Kontrolle der maßgeblichen 
Arbeite- und Beschäftigungsbedingungen) vorgesehen sind, 
unter Berücksichtigung der Richtlinie 95/46/EG des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen- 
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr, 
in der Auffassung, dass es zur Umsetzung der vorgenannten 
Bestimmungen von Bedeutung ist, die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zu intensivieren und zu diesem Zweck die 
zuständigen Stellen, die Ebenen und Formen der Zusammen- 
arbeit zu benennen, 

in dem Bewusstsein, dass national unterschiedliche Fieran- 
gehensweisen und Definitionen im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung des Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen zur 
sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von nicht ange- 
meldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschrei- 
tender Leiharbeit bestehen - 
sind wie folgt übereingekommen: 


OeflepanHa penyönnKa lepMaHnn 

M 

PenyöjiMKa B-bnrapnn 

(Hapnnann no-flojiy „floroBapnmn fl'bpxaBM“) - 

nosoBaBaMKM ce na fleK/iapaunnTa na CtBeta n na oöeflM- 
HeHnxe b CtBeja npeflCTaBMTejin na npaBnTencTBata na 
CTpaHMTe-nneHKn na EBponeücKMn ctios ot 22 anpnji 1999 r. 
OTHOCHO „KoflOKc Ha noBSfleHMeTO 3a nofloöpnBaHe Ha Cbrpya- 
HHHecTBOTo Mexfly opraHMTe na CTpaHHTe-H/ieHKH npM öopöa- 
Ta c TpaHcrpaHHHHara anoynorpeöa npM oöesineTeHMH m bho- 
ckm 3a couManHa CMrypHocr m c HeperMCTpMpana aaetoci, KaKTo 
M npM jpaHcrpaHMHHa BpeivieHHa aaexocT“ 

Karo B3eMaT npeflBMfl paanopeflöMte aa aaaMMHa cny>Ke6Ha 
noMoui M cbjpyflHMHecTBO Mexfly KOMnereHTHMTe cnyxöM m 
yHpexflOHMH Ha ABexe floroBapniAM flx.pxaBM, npeflBMflSHM 
oipe B PerxiaMeHX (EUO) 1408/71 na CtBexa ox 14 kjhm 1971 r. 
aa npMxiaraHe na CMCxeMMxe aa couManHa CMrypHOCx na naexM 
M caMocxoHxexiHO aaexM xiMpa, KaKxo m HxieHOBexe na xexHMxe 
ceMOMCXBa, komxo ce flBM>Kax b pawKMxe na OöiUHOCxxa, m 
c flMpeKXMBa 96/71/EO na EaponeMCKMH napnaMenx m Ctaexa 
ox 16 fleKeMBpM 1996 r. oxhocho ManpaLuane na naexM nMpa 
B paMKMxe Ha MaB’bpujBaHexo na ycxiyrM (BKnioHMxexiHO koh- 
xpoxia Ha pernaMSHXMpaHMxe ycnoBMn na xpya m aaexocx), 

Kaxo BaeMax npeflBMfl flMpexxMBa 95/46/EO Ha EBponeM- 
CKMH napnaMeHx m na Ci^Bexa ox 24 okxombpm 1995 r. aa aaiflM- 
xa Ha cj3M3MHecKMxe xiMLia npM oöpaöoxBanexo na ximhhm flaHHM 
M aa CBoöoflHoxo flBMxeHMe na xeaM flaHHM, 

Kaxo cbOHaBax, ne aa npMxiaraHexo Ha ropenoconeHMxe paa- 
nopeflöM e ox ananeHMe paauiMpHBanexo na xpaHcrpaHMHHoxo 
cbxpyflHMHecxBO M aa xaaM gen c/iefloa fla ce noconax KOMne- 
xeHXHMxe cxiyxöM, paeHMigaxa m c|DopMMxe Ha CbxpyflHMnecxBO, 

Kaxo cbanaBax, ne na HauMonaxiHo paeHMige cbiflecxByBax 
paarlMHHM nOflXOflM M fleCpMHMUMM B-bB Bp-faBKa C öopöaxa CbC 
anoynoxpeöaxa npM oöeaiflexeHMH m bhockm aa couMaxiHa 
CMrypHocx ox aaexocx m c HeperMcxpMpana aaexocx, kokxo m 
npM HeneranHaxa xpaHcrpaHMHHa BpeivieHHa aaexocx - 

ce cnopaayMHxa, kokxo cneflBa: 
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Artikel 1 

Zweck des Vertrags 

(1) Die Vertragsstaaten streben eine Intensivierung der 
Zusammenarbeit ihrer Stellen bei der Bekämpfung des grenz- 
überschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen 
zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit und von nicht 
angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüber- 
schreitender Leiharbeit an. 

(2) Die Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen bleiben unberührt. 

Artikel 2 

Räumlicher Geltungsbereich des Vertrags 

Der Vertrag gilt für das gesamte Hoheitsgebiet der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Der Vertrag gilt für das gesamte Hoheitsgebiet der Republik Bul- 
garien. 

Artikel 3 

Bestimmung der zuständigen Stellen 

(1) Dieser Vertrag wird auf Seiten der Bundesrepublik 
Deutschland durch diejenigen Stellen im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Finanzen und auf Seiten der Republik 
Bulgarien durch diejenigen Stellen in den Geschäftsbereichen 
des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeri- 
ums der Finanzen durchgeführt, in deren Zuständigkeit die in 
Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben fallen. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik 
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien 
benennen zentrale Stellen, die für die Zusammenarbeit im Rah- 
men dieses Vertrags hauptverantwortlich zuständig sind. 


Artikel 4 

Ebenen der Zusammenarbeit 

(1) Die Zusammenarbeit erfolgt jeweils auf Ebene 

1. des Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland und des Ministeriums für Arbeit und Sozialpoli- 
tik und des Ministeriums der Finanzen der Republik Bulgarien 
sowie 

2. der nach Artikel 3 Absatz 2 benannten Stellen. 

(2) Die für die in Artikel 1 genannten Aufgabengebiete zustän- 
digen Prüf- und Kontrollbehörden und sonstige zuständige 
Stellen können unmittelbar Zusammenarbeiten, soweit die in 
Absatz 1 genannten Stellen dies vorsehen. 


Artikel 5 

Formen der Zusammenarbeit 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik 
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien unter- 
richten sich unmittelbar über wesentliche Änderungen der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die im Anwendungsbe- 
reich dieses Vertrags erfolgen. 

(2) Die Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 unterstützen sich 
gegenseitig nach Maßgabe der jeweils geltenden innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften, insbesondere durch 

1. den Informationsaustausch über Aufbau und Aufgaben der 
Prüf- und Kontrollbehörden und die Benennung der zuständi- 
gen Ansprechpartner; 


H/ibh 1 

Uen Ha floroeopa 

(1) AoroBapniUMTe fl'bpxaan ce CTpeMST kijM noflööpnaaHe 
Ha cbTpyflHHHecTBOTO Mexfly CBonte cnyxöM npM öopöata 
c TpaHcrpaHMHHata snoynotpeöa npM oSesiueTeHMn n bhockh 
sa couMariHa CMtypHocr ot saerocT n c HeperMcrpMpaHa sa- 
erocT, KaKTo m npM Henera/iHara xpaHcrpaHHHHa apeivieHHa 
saerocT. 

(2) PasnopeflöMTe sa MexflyHapoflHara npaBHa noMoiu no 
OTHomeHHe Ha HaKasatenHM flena ocraBar HesacernaTH. 

H/ieH 2 

TepHTopna/iHO npMno>KeHHe Ha Aoroeopa 

floroBopiaT Ba>Kn sa unnaTa fltpxaBHa repHTopHn na chefle- 
panna penyöriMKa lepMaHMH. 

flöroBoptT Ba>KH sa unnara fl-bpxaBna TepMTopnH na Penyö- 
nHKa B-bnrapHH. 

H/ien 3 

OnpeflextHHe na KOMnereHTHMTe c/iy>K6M 

(1 ) Tosh floroBop ce ocbinecTBHBa ot crpana na cPeflepanHa 
penyö/iMKa lepiviaHHH ot c/iyxöHTe ot KOMneTOHTHOCTTa na Oe- 
flepannoTO mhhmctopctbo na cjjMHaHCHTe, b hmmto npaBOMOiuMH 
nonaflaT onitcaHHTe b H/ien 1 , annnefl 1 saflaHH h ot cTpana na 
Penyö/iMKa B-b/irapMH ot c/iyxöMTe ot KOMneTOHTHocTTa na 
MMHMCTepcTBOTO Ha Tpyfla M couna/iHaTa no/iMTMKa m na Mmhm- 
CTepCTBOTO Ha CjlMHaHCMTe. 

(2) Oeflepa/iHOTo MMHMCTepcTBO Ha cfiMHaHCMTe Ha cheae- 
panua penyönMKa lepMaHMH m Mmhuctopctboto na Tpyaa m 
couMa/iHaTa nonMTMKa m Mmhmctopctboto na cfiMHaHCMTe na 
Penyö/iMKa B-b/irapMH HasoBaeaT ueH/panHM cnyxöM, komto ca 
KOMne/eHTHM M OCHOBHO OT/OBOpHM sa CbTpyflHMHeCTBOTO B 
paMKMTe Ha tosm floroBop. 

H/ieH 4 

PaBHMiaa Ha CbipyaHMHeCTBO 

(1 ) CTj/pyaHMHeCTBOTO Ce OC'biaeCTBHBa CtOTBeTHO Ha paBH- 
MtaeTo 

1. Ha MMHMCTepcTBOTO HB Tpyaa M couMaaHaTa no/iMTMKa m na 

MMHMCTepcTBOTO HB CflMHaHCMTe HB PenyÖaMKB B-bnrapMH M 

Ha Oeaepa/iHOTo mmmmctspctbo hb cfiMHaHCMTe na cheae- 

panna penyö/iMKa FepiviaHMH, kbkto m 

2. Ha HasoBBHMTe B HaeH 3, aaMHea 2 cayxöM. 

(2) ripoBepHBaiaMTe m KOHTpoaHMTe opraHM, komto ca kom- 
neTeHTHM sa noconeHMTe b naeH 1 oöaacTM ot saaanM, kbkto m 
apy/M KOMneTOHTHM cayxöM, MoraT aa cm cbTpyaHMHBT Heno- 
cpeacTBOHo, aoKoaKOTo TOBa ce npeasMxaa ot noconeHMTe b 
aaMHea 1 cayxöM. 

HaeH 5 

OopMM Ha ciiipyaHMHecTBO 

(1) OeaepaaHOTo MMHMCTepcTBO na cjiMHaHCMTe na Oeae- 
paaHa penyöaMKa lepMaHMa m MMHMCTepcTBOTo na Tpyaa m 
couMaanaTa noaMTMKa m MMHMCTepcTBOTo hb cjiMHaHCMTe na 
PenyöaMKa B-barapMH ce yBeaoMHBaT bsbmmho aMpeKTHo ot- 
HOCHO CbiaeCTBeHM MSMeHeHMH HB npaBHMTe M aaMMHMCTpaTMB- 
HM pasnopeaöM, komto sacaraT ccj/epaTa Ha npMaoxeHMe na 
TOSM floroBop. 

(2) CayxöMTe ctraacHO aaeH 3, aaMHea 2 ce noaKpenaT 
BSBMMHO cb/aacHo aeticTBaiaM BtTpeianM hopmbtmbhm aKTOBe, 
no-cneuMaano apes: 

1. oöMHHa hb MHcj/opMauMa OTHOCHO CTpyKTypBTB M saaäaMTe 

Ha npoBepaBBLUMTe m KOHTpoaHMTe opraHM m nocoaeaHeTO 

Ha KOMneTeHTHMTe aMua aa kohtbktm; 
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2. die gemeinsame Planung und Durchführung präventiver 
Maßnahmen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich; 

3. den Informationsaustausch über Prüf- und Arbeitsmethoden; 

4. die Übermittlung von zur ordnungsgemäßen Aufgabenerfül- 
lung erforderlichen Informationen einschließlich personenbe- 
zogener Daten auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe und 
Übersendung von Dokumenten; 

5. die unaufgeforderte Übermittlung von Mitteilungen (unaufge- 
forderte Mitteilungen); 

6. die ünterrichtung über den Fortgang eines Verfahrens, 
soweit dies erbeten wird, sowie 

7. den Austausch von Bediensteten. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend im Falle einer direkten Zusam- 
menarbeit der Prüf- und Kontrollbehörden gemäß Artikel 4 
Absatz 2. 

Artikel 6 

Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen 

(1) Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen nach Artikel 5 
Absatz 2 Nummern 4 und 5 müssen mindestens die folgenden 
Angaben enthalten; 

1 . Angaben zu in Rede stehenden Firmen oder Personen und 

2. eine kurze, verständliche Darstellung des Sachverhalts. 

Ersuchen müssen zusätzlich die ersuchende Stelle, den Gegen- 
stand und Grund des Ersuchens sowie die Informationen oder 
Flandlungen benennen, um deren Übermittlung oder Durchfüh- 
rung ersucht wird. 

(2) Die ersuchte Stelle kann weitere, für die Bearbeitung 
erforderliche Informationen anfordern. 

(3) Ersuchen und unaufgeforderte Mitteilungen können form- 
los schriftlich, fernschriftlich oder elektronisch übermittelt wer- 
den. 

(4) Die Bearbeitung eines Ersuchens oder die unaufgeforder- 
te Mitteilung unterbleibt, wenn hierdurch ein nicht vertretbarer 
Verwaltungsaufwand verursacht wird oder innerstaatliche 
Vorschriften beziehungsweise die Verwaltungspraxis der Be- 
arbeitung entgegenstehen. Die ersuchende Stelle ist unter 
Benennung der Gründe zu informieren, wenn ein Ersuchen nicht 
bearbeitet werden kann. Bei Weiterleitung an eine andere Stelle 
ist die ersuchende Stelle zu unterrichten. 


Artikel 7 
Kosten 

Jeder Vertragsstaat trägt die für seine Stellen aus der Anwen- 
dung dieses Vertrags entstehenden Kosten. 

Artikel 8 
Datenschutz 

Soweit aufgrund dieses Vertrags nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt wer- 
den, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung 
der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften; 

1 . Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Vertrag bezeichneten Zwecken und zu den 
durch die übermittelnde Stelle vorgesehenen Bedingungen 
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Ver- 


2. cbBMecTHo ntiäHnpaHe m use-bpiuBaHe na npeBaHTUBHn 
MepKn B cbOTBeTHara ccjjepa na KOMnereHTHocT; 

3. OÖMFIHa Ha MHCjjOpMaUMH OTHOCHO MeTOflMTe Ha npOBepKa H 
Ha paöota; 

4. npeflaeaHe na HeoöxoflMMara aa naflnexHOTo Mant/ineHMe 
Ha aäflaHHte MHcjJopMauMH, BKtiroHMTeriHo riMHHM flaHHM, no 
ocjtMUManHa Motiöa aa npeflocTaBSHe na cnyxeöna noMoiu h 
Manpamane na flOKyivieHTM; 

5. npeflaBane na yBeflOMtieHMH 6ea noHCKBane; 

6. yBeflOMHBane othocho HanpefltKa na onpeflenena npoue- 
flypa, aKO e nanHue Monöa aa roBa, KaKTO h 

7. oöMeH Ha cny>KHTe/in. 

(3) AnMHen 2 eaxtH cbOTBetHO b cnyHati na flMpeKTHO Cbtpyfl- 
HHHecTBO Me>Kfly npoBepHBainMTe h KOHTpoHHHxe opraHM ctmac- 
Ho HtieH 4, anMHen 2. 

HneH 6 

04>ML|MaJiHM mo/i6m m yBeflOM/ieHMn Sea nokicKBaHe 

(1) OcpHUHa/iHM MonöH H yBeflOMneHHH 6ea noHCKBane Cb- 
macHO HneH 5, anHHen 2, tohkh 4 h 5, TpnöBa aa cbflbpxaT 
Haw-ManKO cneflHHxe aaHHH; 

1. flaHHH aa cfiHpMHte hhm nHuara, aa komto craea Bbnpoc, h 

2. KpaTKo, paaöMpaeMo npeflcraBHHe na 0aKTHTe h oöctoh- 
rencTBara. 

B ocjtHLiHanHHTe MonöM TpnöBa flonbnHHTenHO fla ce nocoHH 
cnyjKöara, ornpaenmaTa Monöara, npeflMejbT h ocHOBaHMero 
aa Monöara, KaxTo m MHcfiopMauHHTa unkt fleücTBMHTa, aa HMero 
npeflaBane unkt kiaebpiuBaHe ce mohh. 

(2) Cnyxöara, KbM kohto e ornpaBena Monöara, Moxe aa 
kiakicKBa flonbnHkirenHa, HeoöxoflkiMa aa oöpaöoTKara mh- 
cjjopMaukin. 

(3) OcjjkiukianHki Monöki ki yaeflOMneHkin öea noHCKBane Morar 
fla ce npefläBar öea cnaaeane na onpeflenena cjtopMa nkicMeno, 
no cjtaKc kinki eneKtpoHHo. 

(4) OcpkiukianHa Monöa ne ce oöpaöotBa kini/i yaeflOMneHkie 
öea nokicKBane ne ce kiaB-bpujBa, Koraro roea npkiHkiHHBa ne- 
cbpaawepeH aflMkiHkicrparkiBeH paaxofl kinki Koraro B-brpeiiJHo- 
flbpxaBHM paanopeflöki, pecneKtkiBHo aAMHHkicrpaTkiBHara 
npaKTHKa npoTHBopenaT na oöpaöOTBaHero mm. Cnyxöara, 
KOHTO ornpaBH ocjakiukianHara Monöa, cneflea fla öbfle MHcjDop- 
MMpana c nocoHBane na npMHMHMre, Koraro flaflena ocjjkiukian- 
Ha Monöa ne Mroxe aa ötae oöpaöorena. Flpn npeaaBane kijM 
flpyra cnyxöa, cnyxöara, ornpaBniaa Monöara, cneflBa aa 
öbfle MHcjjopMkipaHa. 

H/ibh 7 
PaaxoflM 

BcHKa floroBapnifla fl-bpxaaa noeMa paaxoflkire, Konro Bta- 
HMKBar aa neMHMre cnyxön npki npHnarane na roan floroBop. 

HneH 8 

Saiflkira Ha flaHHkire 

floKonKoro Bta ochobb hb roan floroBop ctmacHO Hauno- 
HanHoro aaKOHOflarencrao ce npeaaear bmhhm aaHHM, npM 
cnaaeane na HopMarMBHM aKroee, KOkiro ca b cnna aa bcakb 
AoroBapnifla fltpxaBa, ce npkinarar cneflHkire paanopeflöki: 

1. Cnefl aannreane or npeaaBaiflara cnyxöa, nonyHarennr 
yBeflOMHBa ornocHO ManonaeaHero hb npeflaaeHMre aaHHM 
M nocrMtHarMre npea roea peaynrarM. 

2. l/lanonaBBHero hb aaHHMre or nonyHarenn e flonycrMMO 
caMO aa noconeHMre b roaM floroBop uenM m npM npefl- 
BMflOHMre or npeaaBaiflara cnyxöa ycnoBMH. HaBtH roaa, 
ManonaBBHero e aonycrMMO aa npeflorBparnBaHe m npe- 
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hütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, 
wenn die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, 
dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen 
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist 
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht hätten 
übermittelt werden dürfen, übermittelt worden sind, so ist 
dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver- 
pflichtet, die Daten unverzüglich zu berichtigen oder zu 
löschen. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft bean- 
tragt wird. 

5. Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale 
Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezogenen 
Daten besondere Löschungsfristen vorsieht, weist die über- 
mittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. ünabhängig von 
diesen Fristen sind die übermittelten personenbezogenen 
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie über- 
mittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

6. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet, 
die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen 
Daten aktenkundig zu machen. 

7. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet, 
die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen 
unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte 
Bekanntgabe zu schützen. 

Artikel 9 

Gemischte Kommission 

(1) Eine gemischte Kommission, die sich aus Vertretern des 
Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik und des 
Ministeriums der Finanzen der Republik Bulgarien sowie der 
in Artikel 3 genannten Stellen zusammensetzt, tritt erstmals 
12 Monate nach Inkrafttreten dieses Vertrags und anschließend 
auf Wunsch der Vertragsstaaten, mindestens jedoch alle zwei 
Jahre zusammen. Ziel ist es, die aufgrund dieses Vertrags erziel- 
ten Ergebnisse zu bewerten und alle Fragen der Auslegung oder 
der Anwendung des Vertrags zu behandeln. 

(2) Die gemischte Kommission kann Vertreter anderer natio- 
naler Stellen sowie solche anderer Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen ünion, die an der Erreichung der Ziele des Vertrags 
interessiert sind, einladen, an ihren Arbeiten teilzunehmen. 

Artikel 10 

Änderung des Vertrags und Anlagen 

(1) Dieser Vertrag kann im gegenseitigen Einvernehmen der 
Vertragsstaaten jederzeit durch gesonderte Vereinbarung geän- 
dert werden. 


cneflBaHe ua npecT-bnneHun ot ocoöeua sHaunMocT, KaKto n 
aa uenme ua npeflOTBparnBaHe ua cbtnecTBeHn onacHocru 
3a oöLuecTBeHara curypHocr. 

3. FIpeflaBamaTa cnyxöa e fln-bxua aa cnefln aa BepHocTta Ha 
npeflaBaHMte flaHHM, KaKto m aa HeoöxoflMMocTta m eKBMsa- 
tieHTHocTta no oTHomeHMe na npecneflaaHata upea npeaa- 
Baueto Ha flauHMte gen. TyK ctieflaa aa ce cbönioflaBat 
B-bBefleHMte cbrtiacHo cbotBetHOTo HagMOHatiHo aaKono- 
flatencTBO aaöpauH aa npeflaBaue na flanuM. FIpeflaBaHeto 
Ha flaHHH He ce ocbmectBHBa, Korato npeflaBaiuata cnyxöa 
HMa ocHOBaHMe fla npeanonara, ne no to3m HauMH 6n 6v\na 
HapymeHa genta na BttpemeH HopMatHBeu aKt Hnw öMxa 
öMnM HaK-bpHSHM MHtepecH Ha aacematMte ngga, Konto 6m 
cneflBano aa öbflat aaiuntaBaHM. Ako ce oKaxe, ne ca npe- 
flafleHM HeBepHM flannn nnn flaHHM, komto hb e tpnösano fla 
öbflat npeflaeaHM, torasa toBa tpnöBa fla ce cboötflM Heaa- 
öaBHo Ha nonyHatenn. Tom e flnbxeH HeaaöaBHo fla KopnrM- 
pa MflM Matpne flaHHMte. 

4. SacerHatMHt tpnöBa fla öbfle MHcjjopMMpaH npn noMCKasa- 
He otHocHo npeflaflSHMte flaHHM aa nnuHoctta My, KaKto m 
aa npeflBMflOHOto npeflHaaHaneHMe. SaflbnxeHMe aa mh- 
cjjopMMpaHe He cbmectByBa, aKo npegeHKata noKaxe, ne 
oöLflectBeHMHt MHtepec, b cnyuaM ne He öbfle npefloctase- 
Ha MHcjjopMagMH, e no-ronnivi ot MHtepeca Ha aaceruatMa ot 
tosa, fla öbfle MHcfiopMMpaH. MnaHe npaeoto Ha aacernatMn 
fla nonyHM MHCjjopMagMn aa cbiflectByBaiflMte aa nMHHOctta 
My flaHHM cneflBa HagnoHanHoto aaKOHOflatenctBO Ha cto- 
tBetHata florosapnifla flbpxaea, na HMnto fltpxaBHa tepn- 
topMH e MaMCKana MHcjDopMagMnta. 

5. floKonKoto fleMctsautoto cnpoMo npeflaBaiuata cnyxöa na- 
gMOHanno aaKOHOflatenctBo no otHotueHMe Ha npeflaflSHMte 
nMHHM flaHHM npeflBMXfla onpefleneHM cpoKose aa aanMua- 
Baneto mm, to npeflasautata cnyxöa cneflsa fla oöbpHe 
BHMMaHMe Ha nonyHatenn Btpxy toBa. HeaaaMCMMO ot tean 
cpoKOBe npeflafleHMte amuhm flaHHM ce aanMuaeat seflHara, 
igoM Bene He ca hsoöxoammm aa genta, aa Konto ca ömam 
npeflaflSHM. 

6. npeflaBaiuata cnyxöa m nonyHatennt ca flnbXHM fla flOKy- 
MSHtMpat npeflaaaHeto m nonynaBaHeto na amuhm flaHHM. 

7. npeflaBaujata cnyxöa m nonynatennt ca flntxHM fla naant 
otroBopHo npeflaflSHMte amhhm flaHHM ot HenpaBOMepeH flo- 
ctbn, HenpasoMepHa npoMHHa m HenpaaoMepHo onosectn- 
BaHe. 

H/ieH 9 

CivieceHa kommcmfi 

(1) CMecsHa KOMMCMH, Konto ce cbctoM ot npeflctaBMtenM 
Ha cfleflepanHoto MMHMctepctBo na cjjMHaHCMte na cfleflepanHa 
penyöAMKa lepMaHMn m na MMHMCtepctBoto na tpyfla m cognan- 
Hata noAMtMKa m na MMHMCtepctsoto na cjjMHaHCMte Ha Penyö- 
AMKa BbnrapMH, KaKto m na HaaoBaHMte b nnen 3 cnyxöM, ce 
cböMpa aa ntpsM nut 12 Mecega cnefl BAMaane b cnna na floro- 
Bopa, a cnefl toea no xenaHMe na AorosapnuiMte flbpxasM, ho 
HS no-ManKO ot BSflHbx Ha flBe roflMHM. Ljenta e fla öbflat 
ogeHSHM noctMmatMte Bta ocnosa Ha toan floroBop peaynta- 
tM M fla öbflat oöcbfleHM bcmhkm BtnpocM no fbAKyBaHeto mam 
npMnaraHeto na floroBopa. 

(2) CMecenata kommcmh moxs fla noKauM aa ynactMe m 
npeflctaBMtenM na flpyrn HagMOHanHM cnyxöM, KaKto m cnyxöM 
ot flpyrM ctpaHM-nneHKM Ha EeponeMCKMn cbtoa, komto ca aa- 
MHtepecoBaHM ot noctnraHs gennte Ha floroBopa. 

HneH 10 

klan/ieHeHMe Ha Aoroaopa m flpM/ioxeMMn 

(1) no saaMMHO cbrnacMe na floroBapnuiMte flbpxaBM, no 
BcnKo speMe npea otflenno cnopaayMSHMe floroBoptt Moxe fla 
Öbfle npOMSHAH. 
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(2) Dem Vertrag ist eine Anlage beigefügt, die den Zuständig- 
keitsbereich der Stellen nach Artikel 3 Absatz 1 darstellt sowie 
die zentralen Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 benennt, und die 
Bestandteil dieses Vertrages ist. Diese Anlage kann durch 
Notenwechsel geändert werden. 

Artikel 1 1 

Durchführung des Vertrags 

Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland und das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik 
und das Ministerium der Finanzen der Republik Bulgarien ver- 
pflichten sich, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags die Durchführung des Vertrags für ihren Geschäftsbe- 
reich zu regeln. 

Artikel 12 

Registrierung des Vertrags 

Die Registrierung dieses Vertrags beim Sekretariat der Verein- 
ten Nationen nach Artikel 1 02 der Charta der Vereinten Nationen 
wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der Republik 
Bulgarien veranlasst. Der andere Vertragsstaat wird unter Anga- 
be der VN-Registrierungsnummer von der erfolgten Registrie- 
rung unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten 
Nationen bestätigt worden ist. 

Artikel 13 

Inkrafttreten des Vertrags 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden folgt. 

Artikel 14 

Kündigung des Vertrags 

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann von jedem Vertragsstaat durch eine schriftliche Notifikation 
an den anderen Vertragsstaat gekündigt werden. Diese Kündi- 
gung wird drei Monate nach Eingang der Notifikation bei dem 
anderen Vertragsstaat wirksam. 


Geschehen zu Sofia am 12. November 2008 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(2) KtM HacTontitun floroBop ce npunara FIpunoKeHne, 
Koero onpeflejin ccjjepaTa Ha KOMnereHTHocT Ha cnyxöMre no 
HjteH 3, ariHHen 1, KaKTO h ueHTpatiHMTe cnyxöM no nnen, 3, 
a/iHHen 2 m e Hepaaflenna naci ot floroBopa. Toaa FIpHnoxeniie 
Moxe fla Otfle MSMennHo npes pasMBHa na hoth. 

H/ish 11 

npnxtaraHe Ha floroaopa 

cheflepa/iHOTo MHHHcrepcTBo na cpMuaHCMTe na Oeflepanna 
penyöJiHKa lepMaHMH m MnHHCTepcTBOTO na rpyga h couMan- 
Hara nonnTMKa n MHHMCtepcTBOTO na cftMHaHCHTe na PenyöriH- 
Ka B-bnrapMH ce saaBrixaBaT b cpoK ot mecT Meceua cnea btih- 
sanero b cnna na tosh AoroBop aa pernaMeHTMpar npH/iarane- 
To Ha AoroBopa b ccpepara na rexHMTe npaBOMoiitMH. 

H/ieH 12 

PerMCTpauMH Ha Aoroaopa 

Beanara cnea BnHsaneTO b curia na Aoroaopa PenyöriHKa 
B-bnrapMH lae npeanpMeivie cbOTBeTHMte aeficTBHH sa perH- 
CTpauHHTa My b CeKpeTapMara na 06eanHeHnTe HauMM, 
cbrnacHO Mnen 102 ot XapTaTa na 06eanHeHHTe nauHH. Cnea 
noTBtpxaaBaHe na perMCTpauMHTa ot CeKpeTapMaTa na 06e- 
aMHeHMTe nauMM, apyraTa AoroBapnata atpxaaa lae ötae 
MHcjropMMpaHa sa HanpaaenaTa perHCTpauMH m nonyHeHMH ot 
O öeaHHeHHTe nauMH perMCTpauHOHeH Hoit/iep. 

Hnen 13 

B/iMsane b CM/ia na Aorosopa 

(1) Tosn AoroBop noanexM na paTHCpHKauMH; paTHCpMKa- 
UHOHHHTe aoKyMeHTM las ötaaT pasMeneHM b-bb bbsmoxho 
H aw-KpaTKM cpoKoae. 

(2) Tosh AoroBop ariMsa b curia na ntpatiH aen ot TpeTHH 
Meceq, cneaeaat pasMHHaTa na paTMcjrMKauHOHHMTe aoKyit/ien- 

TH. 

Hnen 14 

npeKpaTHBane na Aoroaopa 

Tosh Aoroaop ce CKniOHBa sa Heonpeaenen cpoK. Toti Moxe 
aa ötae npeKpaTen ot BCHKa eana ot AorosapHtaHTe atpxaeH 
cnea HMCMeHo yBeaoMHsaHe na apyraTa AoroBapnata atpxa- 
Ba. FIpeKpaTHBaHeTo nopaxaa aeticTBMe TpH n/ieceua cnea 
nocT-bneane na yBeaoMHBaHeTO npH apyraTa AoroBapntaa 
a'bpxaea. 

CKnioHeH B CocjrMH na 12 HoeMBpM 2008 r. b aea opnrnHana, 
BceKH eanH na hbmckh h ötnrapcKH esHK, npM kobto bcbkh 
T eKCT e B eanaKBa cTenen oöB-bpsBaat. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a Oeaepanna peny6nnKa FepMaHHn 

Michael Geier 


Für die Republik Bulgarien 
3a PenyönHKa BtnrapHH 

Emilija Maslarova 
Flamen Oresarski 
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Anlage 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen und Beiträgen 
zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit 
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 


ripmioxeHMe 
KtM floroBopa 

MexAy OeAepanna penyÖAMKa lepMaHwa 
M PenyÖAMKa Bt/irapHa 

OTHOCHO cbTpyAHMHecTBO B öopöBTa c TpaHcrpaHMHHaTa sjioynoTpeöa 
npM oöesiAeTeHMB m bhockm sa couMajina CMrypnocT ot saerocT 
M c HeperMCTpMpaHara saerocT, 

KaKTO M npM Henera/iHa TpancrpaHHHHa BpeivieHHa saerocT 


A) Bundesrepublik Deutschland 

I. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit der Zollverwaltung Im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland (gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags) 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Bulgarien über die Zusammenarbeit bei der Bekämp- 
fung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leistungen 
und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstätigkeit 
und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler 
grenzüberschreitender Leiharbeit regelt in Artikel 3 Absatz 1 , 
dass der Vertrag auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland 
durch diejenigen Stellen im Geschäftsbereich des Bundesminis- 
teriums der Finanzen und auf Seiten der Republik Bulgarien 
durch diejenigen Stellen in den Geschäftsbereichen des Ministe- 
riums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeriums der 
Finanzen durchgeführt wird, in deren Zuständigkeit die in Artikel 1 
Absatz 1 beschriebenen Aufgaben fallen. 

Die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben umfassen die 
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Leis- 
tungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch Erwerbstä- 
tigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei 
illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit. Der letzte Absatz der 
Präambel weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass für 
diese Aufgaben national unterschiedliche Herangehensweisen 
und Definitionen bestehen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden diese Aufgaben als 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung 
bezeichnet und von dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz- 
arbeit und illegalen Beschäftigung (Schwarzarbeitbekämp- 
fungsgesetz - SchwarzArbG) erfasst. 

Nach § 1 Absatz 2 SchwarzArbG leistet Schwarzarbeit, wer 
Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder ausführen lässt und 
dabei 

1. als Arbeitgeber, Unternehmer oder versicherungspflichtiger 
Selbstständiger seine sich auf Grund der Dienst- oder Werk- 
leistungen ergebenden sozialversicherungsrechtlichen Mel- 
de-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflichten nicht erfüllt (Vor- 


A) OeflepaJiHa peny6/tMKa lepiviaHMFi 

I. FIpeflCTasHHe ua oönacTTa ua KOMneTeHunn ua cj^nHaHcoBun 
KOHTpon „PaöOTa Ha nepHO“ na ynpasneHue „Mmthmlim“ b ccfie- 
para Ha fleücTBMe Ha OeflepariHOTO MnHHCTepcTBO na 
cjjHHaHCMTe Ha OeAepanna penyönMKa FepMaHMn (cbrnacHO 
Hnen 3, anHHen 1 na floroBopa) 

B HneH 3, anHHen 1 ot floroBopa Me>KAy OeAepanna penyö- 
nHKa [epMaHMH m penyönMKa BtnrapHn aa cbTpyAHHnecTBO 
B öopöaTa c TpaHcrpaHHHHara snoynorpeöa npH obesuteTeHMn 
M BHOCKM sa couManna cnrypHocr ot saeTocT m c HeperMCTpM- 
panaTa saeTOCT, kbkto m npn neneranna TpancrpaHMHHa 
BpeMenna saeTocT, e yKasano, ne ot cTpana na OeAepanna 
penyönMKa FepMaHMn m ot CTpana na PenybnMKa B-bnrapMn 
floroBop'bT sacnra TesM opraHM b ccjjepaTa Ha OeAepannoTO 
MMHMCTepCTBO Ha CjtMHaHCMTe, KaKTO M CbOTBeTHMTe opraHM 
B ccjjepaTa na btnrapcKMTe Mmhmctopctbo Ha Tpypa m co- 
UMannaTa nonMTMKa m Mmhmctopctbo na cjDMHancMTe, b hmhto 
KOM neTOHTHOCT HonaAaT onMcaHMTe b nnen 1, anMnen 1 sa- 
AaHM. 

OnMcaHMTe b nnen 1 , anMnen 1 saAauM obxBaiAaT öopöaTa 
c TpaHcrpaHMHHaTa snoynoTpeöa npM obesuteTeHMn m bhockm 
sa couManHa CMrypHocT ot saeTocT m c HeperMCTpMpanaTa 
saeTocT, KaKTO m npM Heneranna TpaHcrpaHMHHa speMeHHa 
saeTocT. B TasM aptsKa nocneAHMnT absau ot yaoAHaTa nacT 
yKasBa, ne aa tbsm saAauM cbiuecTByBaT paanMHHM HauMo- 
HanHM AeCjtMHMUMM M nOAXOAM. 

BtB OeAepanna penybnMKa lepMaHMn TesM saAanM ce onpeAe- 
nnT KaTo bopba cpeiuy „paboTaTa na nepno“ m HenerannaTa 
saeTocT M ce obxBaiuaT ot SaKona aa bopba c paboTaTa na 
nepHo M Heneranna saeTocT (SaKon sa bopba c paboTaTa na 
nepHo). 

CnopeA naparpacj) 1 , anMnen 2 na SaKona aa bopba c paboTaTa 
Ha nepHO „paboTa na nepno“ ynpaxnnBa tosm, komto MsatpiA- 
Ba ycnyrM MnM paboTa, MnM AonycKa Te Aa bi^AaT MSB-bputeHM, 
KaTo obLAespeMeHHo: 

1 . bijS ocHOBa Ha MSB-bpiUBaHM ycnyrM MnM paboTa He Msn-bn- 
HHBa npaBHMTe cm saAtnxeHMn b obnacTTa na couManHaTa 
CMrypHOCT KaTO paboTOAaTen, npeAnpMOMan MnM caMO- 
ocMrypnBaiAO ce nMue aa perMCTpauMn, bhockm MnM obnBn- 
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enthalten von Sozialversicherungsbeiträgen), 

2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der Dienst- oder 
Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht er- 
füllt (Steuerhinterziehung), 

3. als Empfänger von Sozialleistungen seine sich auf Grund der 
Dienst- oder Werkleistungen ergebenden Mitteilungspflich- 
ten gegenüber dem Sozialleistungsträger nicht erfüllt (Leis- 
tungsmissbrauch), 

4. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen seiner sich 
daraus ergebenden Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn 
des selbstständigen Betriebes eines stehenden Gewerbes 
nicht nachgekommen ist oder die erforderliche Reisegewer- 
bekarte nicht erworben hat (gewerberechtliche Verstöße), 

5. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen ein zulas- 
sungspflichtiges Handwerk als stehendes Gewerbe selbst- 
ständig betreibt, ohne in der Handwerksrolle eingetragen zu 
sein (handwerksrechtliche Verstöße). 

Hilfeleistungen durch Angehörige oder Lebenspartner sowie in 
Form der Nachbarschaftshilfe, Gefälligkeit oder Selbsthilfe blei- 
ben dabei weiterhin zulässig - vorausgesetzt, dass die Dienst- 
oder Werkleistungen nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtet sind. 
Dabei sind unter „Dienst- oder Werkleistungen“ sowohl die 
Tätigkeiten von abhängig beschäftigten Arbeitnehmern als auch 
die Tätigkeiten von selbstständigen Unternehmern zu verste- 
hen. 

Schwarzarbeit geht in Deutschland regelmäßig einher mit „ille- 
galer Beschäftigung“, die jedoch nicht im Schwarzarbeitsbe- 
kämpfungsgesetz definiert wird. Als illegale Beschäftigung wird 
die Beschäftigung unter Verletzung von arbeitsmarkt- und aus- 
länderrechtlichen Vorschriften bezeichnet: 

1 . Illegale Ausländerbeschäftigung: 

Illegale Ausländerbeschäftigung ist die Beschäftigung von 
Ausländern ohne erforderliche Aufenthaltstitel und Arbeits- 
genehmigungen und die Beschäftigung solcher Ausländer zu 
ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deut- 
sche Arbeitnehmer. 

2. Illegale Arbeitnehmerüberlassung: 

Illegale Arbeitnehmerüberlassung ist der illegale Verleih von 
Arbeitnehmern an Dritte. Der Verleih von Arbeitnehmern ist 
grundsätzlich erlaubnispflichtig, der Verleih von Arbeitneh- 
mern an ein Bauunternehmen ist grundsätzlich verboten. 


3. Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz: 

Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz liegen 
unter anderem vor, wenn bei Beschäftigung im Bereich des 
Baugewerbes Arbeitsbedingungen wie Mindestlohn, Urlaub 
oder Urlaubskassenbeiträge nach Maßgabe des Arbeitneh- 
mer-Entsendegesetzes nicht eingehalten werden. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland umfasst die Zuständigkeit für 
die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäfti- 
gung auf Ebene des Bundes. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen der 
Bundesrepublik Deutschland sind die Zuständigkeiten für die 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung 
bei den Behörden der Zollverwaltung gebündelt. Für die Erfül- 
lung dieser Aufgaben wurde der Arbeitsbereich Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit der Zollverwaltung eingerichtet. Die Bediensteten 
des Arbeitsbereichs Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollver- 
waltung führen Prüfungen durch und können in Straf- und Buß- 
geldverfahren ermitteln. 

Nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG führen die Behörden der Zoll- 
verwaltung folgende verdachtsunabhängige Prüfungen durch: 


saue Ha BtaHarpax/teHHeTo (HenpaeoMepHo HeMsnnautaHe 
Ha couMariHO-ocHrypMTenHMTe bhockh); 

2. B-bS OCHOBa Ha MSB-bpiUBaHM yCtiytM M/IH paÖOTa He HSn-b/IHH- 
Ba flaHijHHMTe cm aafl'b/ixeHMH (yKpMBane na AantuM); 

3. B-bs OCHOBa Ha MSBbpiuBaHM ycnypM mam paöora Karo nony- 
HareA na couMaAHM oöesineTeHMA ne MsmaAHABa saflijAxe- 

HMHTa CM Aa yBBAOMABa MHCTMTyUMHTa, KOATO TM OTOyCKa 
(sAoynorpeöa c oöeauteTeHMA); 

4. Karo npeAOcraBALA ycAyrn mam paöora ne Man-bAHABa npo- 
M3TMHau4MTe My OT TOBa saAtAxenMA sa oÖABABane nana- 
AOTO Ha caMocTOATeAHara AeMHocr na BOHe cbmecxByBaut 
sanaAT mam ho e npMAOÖMA HeoöxoAMMara cAyxeöHa Kapra 
sa AbryBaHe (sanaATHMMCKO-npaBHM HapymeHMA); 

5. Karo npeAOcraBAAt ycAyrM mam paöora, Koüro ynpaxHABa 
caMocroAreAHa AeMHocr b paMKMre Ha Bene cbmecrByBaut 
sanaAr, öes Ae e bamcah b PerMcrbpa na sanaarMre (sana- 
ArHMMCKO-npaBHM HapymeHMA). 

OKasBane na aomoai or crpana na HAenoBe na ceMOMcrBara 
MAM naprHbopM, KaKro m noA cjJopMara Ha noMout or cbceAM, 
ycAytM MAM caMonoMOAt, ocraBar AonycrMMM b CAynaM, ne ycAy- 
rMre mam paöorara He ca nocAeAoeareAHO naconeHM KbM 
nenaAöa. FIoa „MSBbpiABaHe na ycAyrn mam paöora“ ce pasöM- 
pa KaKro ynpaxHABaHMre AeMHOcrM or naerM AMua, raKa m or 
caMocroAreAHMre npeAnpneMaHM. 

„Paöora Ha nepno“ b FepiviaHMA no npMHUMn BbpBM saeAHO c „ne- 
AeraAHa saerocr“ Koaro oöane no rosM naHMH ne e mspmhho 
A ecjjMHMpaHa b SaKona sa öopöa c paöorara na Hepno. Karo 
„HOAeraAHa saerocr“ ce onpeAeAA saerocrra, Koaro e b aapy- 
meHMe na npaBHMre pasnopeAÖM, cBbpsaHM c nasapa na rpyga, 
KaKro M c npaBHMre pasnopeAÖM, KacaeutM HyxAeHUMre: 

1. HeneranHa saerocr Ha HyxAenuM 

Henerannara saerocr na HyxAenuM e saerocr na HyxAenuM 
öes HeoöxoAMMoro paspemeHMe sa npecroM m paöora, KaKro 
M saerocrra na cb^Mre npM HOMsroAHM ycnoBMA na rpyA 
B cpaBHOHMe cbc cpaBHMMM nosMUMM, npeAAataHM na rep- 
MaHCKMre paöorHMUM. 

2. HeneraAHO npeAOcraBAHe na paöorHMUM 

HeneraAHo npeAocraBAHe na paöorHMUM e HeneranHo npe- 
orcrbABane Ha cnyxMrenM na rperM AMua. FIpmhumaho sa 
raKOBa npeorcrbABane na paöorHMUM saAbAXMreAHo e 
HeoöxoAMMo ocjjMUMaAHo paspeiueHMe, saöpaHeHo e oöane 
npeorcrbABaHe Ha paöorHMUM Ha cfiMpiviM b crpoMrenHMA 
öpaHLA. 

3. HapyiueHMA na SaKona sa MsnpaiuaHe na nyxAenuM sa 
paöora BbB cheAepanna penyöAMKa FepMaHMA 

HapyujeHMA na SaKona sa MsnpaiuaHe na nyxAenuM sa 
paöora BbB cteAepanHa penyöAMKa lepiviaHMA ca HanMue 
BKAK)HMreAHo M B cAyHaMre, Koraro npM paöora b ccjtepara 
Ha crpoMrencrBoro ne ca cnaseHM ycnoBMHra na rpyua, 
Karo MMHMMaAHa sannara, ornycK mam bhockm b Kacara sa 
ornycK, pernaMeHrMpaHM b SaKOHa. 

OrroBopHocrMre m KOMnereHUMMre Ha OeAepannoro Mmhm- 
crepcrBo na cjjMHaHCMre na cteAepanHa penyöAMKa lepMaHMH 
sa öopöa c paöorara Ha nepno m HeneranHara saerocr ca Ha 
ctteAepaAHo hmbo. 

B ccjDepara na cheAepanHoro MMHMcrepcrBo Ha cjtMHaHCMre na 
cheAepaAHa penyöAMKa FepMaHMA KOMnereHUMMre sa öopöa c pa- 
öorara Ha HepHO M HeneranHara saerocr nonaAar b KOMnerenr- 
Hocr Ha cnyxöMre na ynpaBAOHMe „MMrHMUM‘1 3a MsnbAHeHMe 
Ha resM sbaahm b ynpaBAOHMe „MMrHMUM“ e MHcrMryuMOHanM- 
SMpana cneuManMSMpaHara rpyna „chMHaHCOB KOHrpon sa paöo- 
rara Ha HepHo“ CnyxMreAMre Ha cneuManMSMpaHara rpyna 
„chMHaHCOB KOHrpoA sa paöorara na Hepno“ MSBbpiUBar npo- 
BepKM M Morar aa orKpMBar HaKasarenHM npoueAypM. 

CnopeA naparpacjD 2, aAMHen 1 Ha SaKona sa paöorara na 
HepHO, cnyxöMre na ynpaeneHMe „MMrHMUM“ MSBbpujBar cneA- 
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1. Prüfung, ob die sich aus den Dienst- oder Werkleistungen 
ergebenden Meldepflichten des Arbeitgebers nach § 28a des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt werden oder wur- 
den: 

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob der Arbeitgeber 
den Pflichten, versicherungspflichtige Beschäftigte bei den 
Einzugstellen der Sozialversicherungsbeiträge zu melden, 
nachgekommen ist. Mit der Prüfung wird bezweckt, die ord- 
nungsgemäße Meldung von Arbeitnehmern bei der Sozial- 
versicherung sicherzustellen. 

2. Prüfung, ob auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen So- 
zialleistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozial- 
gesetzbuch oder Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz 
zu Unrecht bezogen werden oder wurden: 

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob das Erbringen 
von Dienst- oder Werkleistungen den Trägern von Sozialleis- 
tungen richtig, vollständig und rechtzeitig mitgeteilt wurde, 
sofern es für den Bezug einer Sozialleistung erheblich ist. 

Dabei umfassen die Sozialleistungen nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch, deren unrechtmäßiger Bezug geprüft 
wird, insbesondere das Arbeitslosengeld; die Sozialleistun- 
gen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch umfassen 
insbesondere das sog. Arbeitslosengeld II für erwerbsfähige 
Hilfsbedürftige zur Sicherung des Lebensunterhalts. 


3. Prüfung, ob die Angaben des Arbeitgebers, die für die So- 
zialleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
erheblich sind, zutreffend bescheinigt wurden: 

Arbeitslose können unter Weiterbezug von Arbeitslosengeld 
eine Beschäftigung von weniger als 15 Stunden pro Woche 
ausüben. Der Arbeitgeber hat hierfür eine Nebeneinkom- 
mensbescheinigung auszustellen. Bei Beendigung eines 
Beschäftigungsverhältnisses hat der Arbeitgeber eine 
Arbeitsbescheinigung auszustellen, die alle Tatsachen über 
das Beschäftigungsverhältnis, die für die Entscheidung über 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld erheblich sind, enthält. 
Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob der Arbeitgeber 
diese Bescheinigung zutreffend ausgestellt hat. 


4. Prüfung, ob Ausländer nicht entgegen § 284 Absatz 1 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder § 4 Absatz 3 Satz 1 
des Aufenthaltsgesetzes und nicht zu ungünstigeren Arbeits- 
bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer oder 
Arbeitnehmerinnen beschäftigt werden oder wurden oder 
nicht entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Aufenthaltsge- 
setzes mit entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauf- 
tragt werden oder wurden: 

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, 

a) ob ein Ausländer ohne den erforderlichen, zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit berechtigenden Aufenthaltstitel 
oder ohne die erforderliche Arbeitsgenehmigung beschäf- 
tigt wird und ob er nicht zu schlechteren Arbeitsbedingun- 
gen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt 
wird, 

b) ob ein drittstaatsangehöriger Ausländer ohne den erfor- 
derlichen, zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechti- 
genden Aufenthaltstitel mit entgeltlichen Dienst- oder 
Werkleistungen beauftragt wird. 

5. Prüfung, ob Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des Arbeit- 
nehmer-Entsendegesetzes eingehalten werden oder wurden: 

Die Behörden der Zollverwaltung prüfen unter anderem, ob 
im Bereich des Baugewerbes die in den Tarifverträgen vorge- 
schriebenen Mindestlöhne, rechtzeitigen Lohnzahlungen und 
Urlaubsbedingungen sowie die Abführung von Beiträgen an 


HMTe HesaBMCMMM OT KOHKpeTHM cbMHeHMH npoBepKM: 

1. ripoBepKa sa nsn-bnHeHne Ha npoMSTMHaiUHTe sa paöorofla- 
Tenn safl'bnxeHMH sa perncTpauMH, cB-bpsaHM c MSBbpujBa- 
He Ha ycny™ Vinn paöora - naparpacjD 28 a ot HeTBtpTH pas- 
flen Ha CouHanHMn koabkc: 

Cny>K6MTe na ynpaaneHMe „Mmthhuh“ npoBepHBar cnasBa- 
Hero Ha saflbnxeHMHTa ot crpana na paöoTOflaTenn sa o6n- 
BHBaHe B cbOTBeTHMTe cnyxöM Ha BHOCKMTe sa couHanna 
CMrypHOCT Ha saeTnre, noflne>KamM na saflianxHTenHO ocm- 
rypnaane. npoBepKara penn rapaHTHpane na perHcrpauHH- 
Ta Ha paöoTHHKa b cny>K6MTe sa copHanna CHrypnocr. 

2. ripoBepKa sa HenpaBOMepno nonsBane na copnanHH oöes- 
pjereHMH ctmacHO BxopH m Tpe™ paspen na CopnanHMH 
KofleKc: 

floKonKOTo TOBa e ctmecTBeHO sa nonynaBaHeTo na copm- 
anHM oöespreTeHMH, cnyxöHte na ynpasneHMe „Mmthhph“ 
npoBepHBar npaBHnnoTO, ntnHO h HaspeMeHHO mh0opmm- 
pane na HOCMTennre na copnanHH oöesPtereHMH sa MSBtp- 
LueHH ycny™ HnH paöora. CopnanHM oöesujeTeHHn ctmac- 
HoTpeTH pasflen na CopnanHMn Koabkc, kohto noflnexar 
Ha npoBepKa sa HenpaBOMepnoro Hsonaurane, ca b hbct- 
HocT oöespieTeHMH sa öespaöoTHpa. CopManHHxe oöesipe- 
reHMH cbrnacHO BropH pasflen na CopnanHMn Koabkc 
oöxBautaT HaM-Bene Taxa HapeneHHTe oöesPteTeHMn sa öes- 
paöoTHM II, KOHTO ca npeflHasHaneHH sa rapaHTHpane na 
MHHHManeH xnaneH craHflapT na rpyaocnocoöHH copnanHO 
cnaöH nnpa. 

3. ripoBepKa sa yfloCTOBepnBaHe na flanHHTe, noflaaeHH ot 
paöoTOflaTenn, kohto HMar sHaneHHe sa copnanHHTe oöes- 
pjereHHH cbrnacHoTperH paspen na CopHannnn koaokc: 

BespaöoTHHTe npoflbnxaBaT pa nonyHaear oöesurereHHH 
sa öespaöoTHpa h b cnyManre, Koraro nnpero paöoTH nofl 
15 Haca ceflMHHHO. B tosh cnynaH paboTOflarennT e flnb- 
>KeH fla HSflafle ypocTOBepeHHe sa flon-bnHHTenen aoxoa- 
□pH npHKAiOHBaHe Ha TpyAOBHre npaBOOTHomeHHH paöoTO- 
AäTennr e Ant^en rr hsasao paöoTHO yAOCTOBepenne, 
B Koero Aa öbabt BnHcaHH bchhkh ct3aKTH, CB-bpsaHH c Tpy- 
AOBHTe npaBOOTHOPJeHHH, H KOHTO CB ObPteCTBeHH BbB 
Bp-faSKa c BseMane na pemeHnn aa Hannaptane na copnanHH 
oöesPteTeHHH. CnyxöHre na ynpasneHHe „Mhthhph“ npo- 
BepHBar HMeHHo HsnianHeHHeTo na tobb saAtAxenne ot 
crpana na paöoTOAaTenn. 

4. ripoBepKa aa cnasBane na naparpac|D 284, annnen 1 naTpe- 
TH pasAen ot CopHannnn koaskc hah naparpacjj 4, anHHen 
3, HspeneHHe 1 ot SaKona aa npeöHBaBane h apah ne ca 
HAH ca öHAH saeTH npH no-HensroAHH ycnoBHA, cpaBHeHH 
c ycAOBHHTa aa naeMane na repMancKH paöoTHHpn b cxoahh 
npocjjecHH HAH B npoTHBopeHHe c naparpac|3 4, anHHen 3, 
HspeneHHn 1 h 2 ot SaKona sa npeöHBaBane ca hah ca öhah 
HaroBapeHH cpeuty sannaptane c ycnyrn hah paöora: 

CnyxöHTe na ynpaBAenne „Mhthhph“ npoBepnear: 

a) aa HannnHeTo na neoöxoAHMHre sa HSB'bppjBaneTo na 
sananT ot crpana na nyxAenpn paspeujennn sa npecTOH 
HAH paspepjeHHe sa paöora, kbkto h na cbutHre ycnoenn 
Ha Tpypa, npn kohto nyxAenpHTe ce naeMar aa paöora, 
B cpaBHeHHe c repMancKH paöoTHHpH h 

ö) AanH nyjKAenep ot rpera crpana ce naeivia sa paöora 
HAH ycnyra cpepty sannaptane, öes hboöxoahmoto aa 
HSB-bppjBaneTo na sananT ot crpana na nyxAenepa pas- 
pepjeHHe aa npecTOH. 

5. ripoBepKa sa cnasBane na rpyAOBHTe ycnoenn obrnacHO 
SaKOHa sa Hsnpapjane na nyxAenpn aa paöora btiB OeAe- 
panna penyöAHKa repMannn: 

B ccjDepaTa na ctpohtoactboto cnyxöHTe na ynpaBnenne 
„Mhthhph“ npoBepnear bkakjhhtoaho h cnasBanero na 
MHHHMaAHOTO sanABPiaHe cbrnacHO cbPjecTByBapiara rapn- 
cfia, HBBpeMeHHOTo HsnnaPtaHe na BbSHarpaxAeHnnra, ycno- 
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Urlaubskassen und die Pflicht ausländischer Arbeitgeber, in 
Deutschland beschäftigte Arbeitnehmer anzumelden, einge- 
halten werden. 

Weiterhin prüfen nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG die Behörden 
der Zollverwaltung zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht gegen- 
über den Finanzbehörden der Bundesländer, ob Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass Steuerpflichtige ihren sich aus den Dienst- 
oder Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht 
nachgekommen sind. 


Schließlich prüfen die Behörden der Zollverwaltung nach § 18h 
Absatz 7 Viertes Buch Sozialgesetzbuch, ob ein Beschäftigter 
seinen Sozialversicherungsausweis bei Beginn der Beschäfti- 
gung dem Arbeitgeber vorlegt und ob Beschäftigte in be- 
stimmten Wirtschaftszweigen der Verpflichtung, den Sozial- 
versicherungsausweis mitzuführen, nachkommen. Der Sozial- 
versicherungsausweis ist ein Dokument, in dem die Meldung zur 
Sozialversicherung bescheinigt wird. 

Die Behörden der Zollverwaltung werden bei den Prüfungen 
nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG von folgenden Stellen unter- 
stützt: 

1 . den Finanzbehörden der Bundesländer, 

2. der Bundesagentur für Arbeit, 

3. den Einzugsstellen für die Sozialversicherungsbeiträge, 

4. den Trägern der Rentenversicherung, 

5. den Trägern der Unfallversicherung, 

6. den Trägern der Sozialhilfe, 

7. den nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen 
Behörden, 

8. den in § 71 Absatz 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes genann- 
ten Behörden {Ausländerbehörden, Auslandsvertretungen, 
Bundespolizei), 

9. den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden, 

10. den Polizeivollzugsbehörden der Länder auf Ersuchen im 
Einzelfall, 

1 1 . den nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von 
handwerks- und gewerberechtlichen Ordnungswidrigkeiten 
nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz zuständigen 
Behörden und 

12. dem Bundesamt für Güterverkehr. 

Die Behörden der Zollverwaltung und die sie unterstützenden 
Stellen sind verpflichtet, einander die für deren Prüfungen 
erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener 
Daten und die Ergebnisse der Prüfungen zu übermitteln, soweit 
deren Kenntnis für die Erfüllung der Aufgaben der Behörden 
oder Stellen erforderlich ist. 

II. Zentrale Stelle nach Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags 

Folgende zentrale Stelle im Geschäftsbereich des Bundesminis- 
teriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland ist für die 
Zusammenarbeit im Rahmen des Vertrags hauptverantwortlich 
zuständig: 

Bundesfinanzdirektion West 

Abteilung Zentrale Facheinheit 

Wörthstraße 1 -3 

50668 Köln 

Tel.: 0221 37993-100 

Fax: 0221 37993-701 


BMHTa aa otnycK, KaKTo n BHocKnre b Kacara aa ornycKn. 
Ctiito Taxa Ha npoBepKa nofl/iexM m aa/fb/ixeMMero Ha 
paööTOflaTejiMTe-HyxfleHUM aa perMCTpauMn na HaetHre öt 
TH x BiaB OeflepanHa penyöriMKa lepiviaHMH paöoTHHUH. 

Flo-HaTaT'bK, obrnacHo naparpactt 2, atiMHen 1 ot SaKona aa 
ööpöa c paöoTa na uepno m HeneranHara aaeroct, cnyxöMre 
Ha ynpaaneHMe „Mmthhl|h‘| b ManbriHeHMe na aattb/DKeHiieTO cn 
aa cboöLuaBaHe na cjaMHancoBHTe cnyxöM na cfteflepanHnre 
npoBMHUHM, npoBepnaaT, aanw cbiuecTsyBaT ocHOBaHMn aa 
TOBa, He öHua, kohto ca flnbXHn fla nnainar flaHbuM, ne aa 
nanbnHHnM npoHaTMHautMTe aa thx flanbUHM aaflbnxeHHn ot 
M aBbpiuBaHeTo Ha ycnyrH m aauafiTHMMCKH AeMHOcrw. 

B aaKTiiOHeHMe, cnyxöMre na ynpaBTieHMe „Mmthhuh“ npoBepn- 
Bar cnaaBanero na naparpac|D 18h, annHen 7 HaHeTBbptM paa- 
flen Ha CouMatiHMn Koabkc, aam paöoTeinMnT npM nocrbnaane 
Ha paöoTa npeflCTaan na paboTOflarenn couManHO-ocHrypnren- 
Hara cn KHn>KKa m flann aaernre b onpeneneHn orpacnn na 
nKOHOMMKara paöoTeutn ce noflHMHnaaT na aaflbnxeHneTO aa 
HOCHT counanHO-ocnrypnTennaTa cn KHn>KKa. CopnaTiHO-ocnry- 
pnietiHara Kunxxa e flOKyivieHT, yflocTOBepnBaiu perncTpaunn- 
Ta KbM counanHOTO ocnrypnaaHe. 

3a npoBepKnre cbrnacHO naparpacja 2, annHen 1 ot Saxona aa 
paöoTa Ha nepno, na CayxönTe ot ynpaaneHne „MnTHngn“ ce 
OKaaBa noMoiu ot: 

1. cpnnaHCOBnTe cayxön na OTflennnTe cpeflepa/iHn npoBnn- 
unn, 

2. cheflepariHaTa arenunn aa aaeTocT, 

3. Cnyxön aa cbönpane na counanHO-ocnrypnTenHn BHOcxn, 

4. FlocnTenn Ha nencnoHun aacTpaxoBxn, 

5. FlocnTejin na aacTpaxoBxn „SnononyKal 

6. FlocnTejin na counajiHn noMotun, 

7. CbOTBeTHnTe emnrpaHTCKn cnyxön, 

8. CjiyxönTe, ynoMenaTn b naparpactJ 71 , annnen 1 ao 3 Ha 
SaKOHa aa npebnaaBane (CAyxön aa HyxAenun, nyxAn 
npeACTaanTSACTBa, cPeAepaAHaTa nojinunn), 

9. CbOTBeTHnTe cnyxön aa SautnTa na TpyAa na OTAennnTe 
npoBnHunn, 

10. Flo MOAöa B OTAennn cjiynan FloAnuencKnTe cnyxön na 
OTAennnTe npoennunn 

11. KoMneTeHTHnTe cnopeA npaBuaTa ypeAöa na OTAennnTe 
npoBnHLinn nncTnTyunn, CBbpaann cbc npecneABane n 
HaKaaBane na aAMnancTpaTnann Hapyrnennn b ccjjepaTa na 
npoMniAnenocTTa n aaHariTnTe cbrnacno Saxona aa öopöa 
c paöoTaTa na nepno n 

12. OeAepannaTa cnyxöa aa npeBoaBane na cToxn. 

CnyxönTe na ynpaanenne „MnTHnpn“ n noAnoMaraurnTe rn 
nncTnTyunn ca Anbxnn ab oöMeHRT nHcjaopMaunn nomexAy cn, 
CBbpaana c naabpuiennTe npoBepxn, Bxn. n peaynTaTn ot npo- 
Bepxa, CBbpaann c Aannn aa xonxpeTHn nnpa, aoxoaxoto Taan 
nHcjaopMaunn e HeoöxoAnivia na cnyxönTe n nncTnTyunnTe aa 
nanbAHenne na TexnnTe aaAann. 

II. UeHTpannn nncTnTyunn cbrnacHO nnen 3, annnen 2 ot floro- 
Bopa 

CneAHaTa uenTpanna cnyxöa b ccfiepaTa na cheAepannoTo 
MnnncTepcTBO na cjanHaHcnTe na cheAepanna penyönnxa Fep- 
Mannn Hocn rnaanaTa OTroBopnocT aa cbTpyAHnnecTBOTO b pam- 
xnTe Ha floroBopa: 

Bundesfinanzdirektion West 

Abteilung Zentrale Facheinheit 

Wörthstraße 1 -3 

50668 Köln 

Tel.: 0221 37993-100 

Fax: 0221 37993-701 
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B) Republik Bulgarien 

I. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Nationalen Ein- 
kommensagentur beim Ministerium der Finanzen der Repu- 
blik Bulgarien im Sinne des Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags. 

In Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Bulgarien über die Zusammenar- 
beit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Miss- 
brauchs bei Leistungen und Beiträgen zur sozialen Sicherheit 
durch Erwerbstätigkeit und von nicht angemeldeter Erwerbs- 
tätigkeit sowie bei illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 
wird darauf hingewiesen, dass dieser Vertrag auf Seiten der 
Bundesrepublik Deutschland durch diejenigen Stellen im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen und 
auf Seiten der Republik Bulgarien durch diejenigen Stellen in 
den Geschäftsbereichen des Ministeriums für Arbeit und 
Sozialpolitik und des Ministeriums der Finanzen durchgeführt 
wird, in deren Zuständigkeit die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebe- 
nen Aufgaben fallen. 

Die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben sind mit der 
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei 
Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen und von nicht 
angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei illegaler grenzüber- 
schreitender Leiharbeit verbunden. Der letzte Absatz des Ein- 
leitungsteils weist darauf hin, dass national unterschiedliche 
Fierangehensweisen und Definitionen im Zusammenhang mit 
diesen Aufgaben bestehen. 

Durch das Gesetz über die Nationale Einkommensagentur ist 
eine Nationale Einkommensagentur mit der Funktion einer 
staatlichen, dem Finanzminister untergeordneten Fachstelle für 
Festsetzung, Absicherung und Erhebung öffentlicher Abgaben 
errichtet worden. 

Im Zusammenhang mit dem Gegenstand dieses Vertrags hat die 
Agentur folgende Aufgaben und Kompetenzen (Artikel 3 des 
Gesetzes über die Nationale Einkommensagentur): 

1. die Grundlage und die Flöhe der öffentlichen Abgaben wie 
Steuern und Pfiichtversicherungsbeiträge festzusetzen; 

2. die öffentlichen Abgaben der Ziffer 1 sicherzustellen und im 
Zwangswege zu erheben; 

3. die freiwilligen Leistungen der öffentlichen Abgaben der Ziffer 1 
einzuziehen; 

4. Verwaltungsverstöße festzustellen und Verwaltungsstrafen 
entsprechend den Steuergesetzen sowie den Gesetzen zur 
Regelung der Pflichtversicherungsbeiträge aufzuerlegen; 

5. ein Register der Personen, die einer Anmeldung gemäß den 
Regelungen der Steuer- und Versicherungsprozessordnung 
unterliegen, sowie der Personen, die aufgrund eines arbeits- 
rechtlichen Verhältnisses beschäftigt sind, zu führen; Daten- 
bänke über diese Personen, die notwendig für die Durch- 
führung ihrer Tätigkeit sowie für die Bedürfnisse der sozialen 
Pflichtversicherung, des Ministeriums der Finanzen und der 
Gemeindeverwaltungen sind, zu erzeugen und zu unterhal- 
ten. 

Die Verfahren zur Feststellung der Verpflichtungen hinsichtlich 
der Steuern und Pflichtversicherungsbeiträge sowie zur 
Absicherung und Erhebung der öffentlichen Abgaben sind durch 
die Steuer- und Versicherungsprozessordnung geregelt. 

Die für die Einkommen zuständigen Steilen der Agentur führen 
die Steuer- und Versicherungsaufsicht mittels Revisionen und 
Prüfungen. Die Revision stellt eine Gesamtheit von Flandlungen 
der Einkommensstellen dar, die auf die Feststellung der 
Verpflichtungen aus Steuern und Pflichtversicherungsbeiträgen 
abzielen. Die Prüfung stellt eine Gesamtheit von Flandlungen der 
Einkommenstellen dar, die auf die Beachtung des Steuer- und 
Versicherungsrechts und auf die Feststellung bestimmter, für die 
Verpflichtungen hinsichtlich der Steuern und Pflichtver- 
sicherungsbeiträge wichtige Rolle spielender Tatsachen und 


E) PenygiiMKa Bti/irapuFi 

I. FIpeflCTasHHe ua oönacTra ot KOMneTeHunn ua HaunoHanHa- 
Ta areHUMH aa npnxoflUTe KtM MnHncTepcTBoro na cjtMHa- 
HCMTe Ha PenyöriMKa BtnrapuFi no CMHCtna Ha Mtien 3, ann- 
Hea 1 OT floroBopa. 

B MTieH 3, annHen 1 na floroBopa Mexfly OeflepariHa penyönn- 
Ka lepMaHHH n PenyöaHKa B-barapna othocho cbTpyflHHuecTBO 
B öopöara c TpaHcrpaHHHHara snoynorpeda npn oöesLneTeHMa 
M BHOCKM sa counariHa curypnocT ot saeTocT n c HeperMCTpM- 
pauaTa aaeTocT, kbkto h npvi Henera/iHa TpaHcrpauHHHa aae- 
TocT e yKaaauo, ne ot cTpaua na OeaepariHa penyönviKa FepMa- 
HMH H OT CTpaua Ha PenyöTiMKa B-brirapwa floroBoptT aacara 
Tean opraHM b ccjtepaTa ot KOMneTeHUHn aa OeflepaaHOTo 
MMHMCTepCTBO Ha 0MHaHCMTe KBKTO M CbOTBOTHHTe OptaHM 
B ccjtepaTa ot KOMneTeHUMn aa ötarapcKHTe MuHncTepcTBo aa 
Tpyua n coLinaanaTa noanTHKa h MnHncTepcTBo aa cjtMHaHCMTe, 
KOMTO OTTOBapaT aa onacaHMTe b aaea 1 , aaaaea 1 aaflaaa. 


OnacaHMTe b aaea 1 , aaaaea 1 aaflaaa ca CB-bpaaaa c öopöaTa 
c TpaacrpaHaaaaTa aaoynoTpeöa npa oöeatneTeaaa a BHOCKa 
aa coLiaaaaa carypaocT a c aeperacTpapaaaTa aaeTOCT, KaKTO 
a npa aeaeraaaa TpaacrpaHaaaa aaeTOCT. FlocaeflaaaT aöaau 
aa yBOflaaTa aacT odptiua BaaMaaae aa Toea, ae aa Teaa aafla- 
aa ctiflecTByaaT paanaaaa aauaoaaTiHa noflxofla a flecjjaHa- 
uaa. 

Ctsc SaKoaa aa FlauacaariHaTa areauaa aa npaxoflaTe e ctafla- 
fleaa FlauacaariHa areauan aa npaxoflaTe, kato noflaaaea aa 
MauacTtpa aa cjDaaaacaTe cneuaanaaapaa fl-bpxaBea opraa, 
aa ycTaHOBFiBaae, oöeaneaaBaae a cbbapaae aa nyönaaaa Bae- 
Maaan. 

chyHKuaaTe a npaBOMOtflanTa aa areauanTa Bta Bp-baKa c npefl- 
MeTa aa aacToniflan floroBop ca (anea 3 ot SaKoaa aa HAFI); 

1. fla ycTaaoBHBa no ocaoBaaae a no paaiaep nyönaaaaTe Bae- 
Maaaa aa flaa-bua a aafl'bTDKaTenaa ocarypaTenaa BHOCKa; 

2. fla oöeaneaaBa a cböapa npaayflaTenao nyöflaaaaTe BaeMa- 
aan no t. 1 ; 

3. fla Cböapa floöpoBonaaTe nnautaaan aa nyöjiaaaaTe Baewa- 
aan no t. 1 ; 

4. fla ycTaaoBFiBa aflMaaacTpaTaBaa aapytueaaH a fla aa/iara 
aflMaaacTpaTaBHa aaKaaaaan no flaatsaaaTe aaKoaa, KaKTO 
a no aaKoaaTe, pernaMeaTapaifla aafl^/WKaTenaaTe ocary- 
paTenaa BHOCKa; 

5. fla BOfla peracTtp aa napaTa, noflnexaifla aa peracTpapan 
no pefla aa flaHtaHO-ocarypaTenaan npopecyanea KOflexc, 
KaKTO a aa napaTa, KoaTO paöoTnT no TpyflOBO npaeooTao- 
Lueaae, fla cbSflaBa a fla noflfl'bpxa öaaa flaaaa aa thx, 
HeoöxoflaMa aa ocbiflecTBSBaae aa fleäaocTTa ä a aa ayx- 
flaTe aa aa/fb/ixaTenaoTO copaanao ocarypoBaae, aa Ma- 
aacTepcTBOTO aa rjDaaaHcaTe a aa oötflaaaTe. 


FIpoaaBOflCTBaTa no ycTaaoBHBaae aa aafl^nxeuanTa aa flaa- 
tpa a aafl-bjixaTenaa ocarypaTenaa BHOCKa, KaKTO a no oöea- 
neaaBaae a cböapaae aa nyöjiaHaaTe BaeMaaaH ce ypexflaT 
c flaatHHO-ocarypaTenaaFi npopecyanea KOfleKC. 

OpraaaTe no npaxoflaTe aa areapanTa octsLflecTBOBaT fla- 
H-bHao-ocarypaTenea KOHTpon apes aaB-bpujBaae aa peeaaaa a 
npoBepKa. PeaasanTa e ctBKynaocT ot fleäcTBan aa opraaaTe 
no npaxoflaTe, aacoaeaa KtM ycTaaoBHBaae aa safl’bnxeaan 
sa flaatpa a saAtAxaTenaa ocarypaTenaa BHOCKa. FIpoBepKa- 
Ta e ctsBKynaocT ot fleäcTBan aa opraaaTe no npaxoflaTe 
OTHOCHO cnasBaaeTO aa flaa-bauoTO a ocarypaTenaoTO saKoao- 
flaTencTBO a sa ycTaaoBHBaae aa onpefleneaa cjtaKTa a oöcto- 
HTencTBa ot saaaeaae sa safl-bnxeaanTa sa flaa-bpa a safli^n- 
xaTenaa ocarypaTenaa BHOCKa. 
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Umstände gerichtet ist. 

Die Agentur stellt die Verpflichtungen hinsichtlich der Beiträge 
für den Fonds „Garantierte Forderungen der Arbeitnehmer und 
Angestellten“ gemäß dem Gesetz über die garantierten 
Forderungen der Arbeitnehmer und Angestellten bei Insolvenz 
des Arbeitgebers. 

Bei der Durchführung von Prüfungen und Revisionen überprüfen 
die Einkommensstellen die Beachtung der sich aufgrund Artikel 5 
Absatz 4 des Sozialversicherungsgesetzbuchs ergebenden Pflicht 
der Versicherer, Selbstversicherer und Arbeitgeber, Angaben 
über das Versicherungseinkommen, die Pflichtbeiträge und das 
steuerpflichtige Einkommen nach Maßgabe des Gesetzes über 
die Einkommensbesteuerung der natürlichen Personen - über 
jede einzelne zu versichernde Person und über den Gesamtbe- 
trag der Pflichtbeiträge und der Steuern gemäß dem Gesetz 
über Einkommensbesteuerung der natürlichen Personen - der 
nationalen Einkommensagentur bereitzustellen. Eventuelle 
Nichtübereinstimmungen der erklärten mit den tatsächlichen 
Angaben sind durch Kontrolltätigkeiten - Revisionen und Prü- 
fungen - festzustellen. 

Die Nationale Einkommensagentur führt ein Register der 
verpflichteten Personen und der Personen, die aufgrund eines 
arbeitsrechtlichen Verhältnisses beschäftigt sind. Die Anmel- 
dung der Arbeitsverträge bei der Einkommensagentur erfolgt 
aufgrund der Bestimmungen der Verordnung Nummer 5 vom 
29. Dezember 2002. Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 
sind die Arbeitgeber verpflichtet, die zuständige regionale Direktion 
der nationalen Einkommensagentur über den Abschluss, die 
Änderung oder Kündigung der Arbeitsverträge zu unterrichten. 

Die Nationale Einkommensagentur stellt diejenigen Steuer- und 
Versicherungsinformationen den Kontrollstellen gemäß Artikel 399 
des Arbeitsgesetzbuchs bereit, die zum Zweck der Kontrolle 
über die Beachtung des Arbeitsrechts erforderlich sind. 

In Bulgarien wird die gesamte Aufsicht über die Beachtung des 
Arbeitsrechts in allen Branchen und Tätigkeitsbereichen durch 
die Exekutivagentur Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle, die dem 
Minister für Arbeit und Sozialpolitik (Artikel 399 des Arbeitsge- 
setzbuchs) untergeordnet ist, geführt. 

II. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Exekutivagentur 
Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle, die dem Minister für Arbeit 
und Sozialpolitik der Republik Bulgarien untergeordnet ist, im 
Sinne des Artikel 3 Absatz 1 des Vertrags: 

Die dem Minister für Arbeit und Sozialpolitik untergeordnete 
Exekutivagentur Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle ist eine staat- 
liche Behörde, die die Arbeitsaufsicht durch folgende Tätigkei- 
ten führt: 

1 . Führung einer komplexen Aufsicht über die Beachtung des 
Arbeitsrechts zwecks Sicherstellung eines gesunden und 
sicheren Arbeitsumfelds und über den Ablauf der arbeits- 
rechtlichen Verhältnisse; 

2. Führung einer Fachaufsicht über die Beachtung des Geset- 
zes über die Beschäftigungsförderung und der weiteren 
Rechtsvorschriften im Bereich der Beschäftigung und Arbeits- 
losigkeit, wo dies ausdrücklich vorgeschrieben wird; 

3. Erteilung von Auskünften und technischen Ratschlägen an 
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die effizientesten 
Methoden zur Beachtung des Arbeitsrechts und über die 
Anwendung des Gesetzes über die Beschäftigungs- 
förderung; 

4. Unterrichtung der zuständigen Stellen über festgestellte 
Lücken und Mängel des geltenden Arbeitsrechts und der 
Regelungen über die Beschäftigungsaufsicht. 

Die Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle erfüllt ihre Aufgaben durch 
die Befugnisse, die ihr aufgrund des Arbeitsgesetzbuchs, des 
Gesetzes über das gesunde und sichere Arbeitsumfeld, des 
Sozialversicherungsgesetzbuchs, des Gesetzes über die 
Beschäftigungsförderung und der Organisationsordnung der 


AreHLinnra ycTaHosHsa safl’bnxeHnnra aa bhockm sa cfiOHfl 
„lapäHTupaHM saeMaHMH na paöoTHULiMTe n cny>KMTe/iMTe“ no 
SaKOHa aa rapaHTnpauMTe BaeMaHnn ua paöoTHMUMTe n cnyxn- 
Tennre npn HecbCTonjenHOCT ua paöoTOAaTenn. 

ripn naBtpujBaHe na npoBepKM m pesnaMM, oprauMTe no npnxo- 
flMTe c/ieflHT aa cnaasaHe na nponaTHMaiuoTo ot Hneu 5, ann- 
Hen 4 OT Koflexca aa counariHO ocnrypnaaHe aaßtAxeune ua 
ocurypnreTiMTe, caMoocurypHBaiAMTe ce nnga n paboTOflare/in- 
Te fla npeflCTaBRT b HauMOHanHara areHunn aa npnxoflMTe 
flaHHM aa ocurypnTenHun aoxoa, aaAtnxMTeAHMTe bhockm m 
oönaraeMMH aoxoa no SaKOHa aa AaHtuMte s-bpxy aoxoamtb Ha 
cjTMaMHecKMTe AMLia - nooTAäAHo aa bchko jiMue, noAnexaujo 
Ha ocMrypflsaHe, KaxTo m oöa^o aa cyMMte aa aaA’bnxMtenHMTe 
BHOCKM M AaHisUM HO SaKOHa aa AaHtuMTe B-bpxy aoxoamtb na 
cjTMaMHecKMTe AMLia. HeobOTBeTCTBMHTa MexAy AeKnapMpaHM- 
Te M AeMCTBMTejiHMTe AaHHM ce ycTaHOBHBar Hpea ocbUiecTsn- 
Banero na KOHtpoAHa asmhoct - peBMaMM m nposepKM. 

HauMOHanHara areHUMH aa npMXOAMte noAA'bp>Ka perMCTijp na 
aaAtnxeHMTe nMua m nMuara, komto paboTnr no rpygoBO npa- 
BooTHOLueHMe. PerMCTpauMHTa Ha rpyAOBMTe AorosopM b Ha- 
UMOHannara areuuMH aa npMxoAMte ce ocbiAecTSfiBa na ocho- 
BaHMe paanopeAÖMTe na HapeAöa Nq 5 ot 29 ASKeMBpM 2002 r. 
CtmacHo HneH 1 , anMHen 1 ot HapeAbara paöoroAarenMTe ca 
An-bXHM Aa yBeAOMHBaT KOMnereHTHara repuTopManHa AMpeK- 
UMH Ha HauMOHanHara areHUMn aa npMxoAMre aa cKmoHBane, 
MaMeHOHMe mam npeKpaTnsaHe na rpyAOBMre AoroBopM. 

HauMOHanHara arenuMn aa npMxoAMre npeuocTasn na kohtpoa- 
HMTe opraHM no nnen 399 ot KoAeKca na rpyua neoOxoAMMara 
AaH-bHHa M ocMrypMTenna MHcfjopMauMn aa uenMre na KOHTpona 
no cnaaBane Ha rpyAOBoro aaKOHOAarencTBo. 

B B-bnrapMH unnocTHMHT KOHTpon aa cnaaBane na rpyaoBOTo 
aaKOHCAarencTBo etB bcmhkm orpacAM m AeMHocTM ce oobiue- 
CTBABa OT MantAHMTeAHara arenuMH „fhaBHa MHcneKUMA no 
TpyAa“ KtM MMHMCT-bpa Ha rpyua m couMannara noAMTMKa (habh 
399 OT KoABKca Ha rpyua). 

II. FIpeucTaBAHe na oönacTTa ot KOMnerenuMM na l/lan-bAHM- 
renna arenuMA „fhaBHa MHcneKUMH no rpyua“ kijM MMHMCT-b- 
pa Ha rpyua m couManHara noAMTMKa na PenyöAMKa B-bnra- 
pMH no CMMCbna na haoh 3, auMHen 1 ot floroBopa. 

l/lsnijAHMTeAHaTa arenuMn „fhaBHa MHcneKUMA no rpyua“ kijM 
MMHMCTtpa Ha rpyua m couMannara noAMTMKa e A'bp>KaBeH 
opraH, KOMTO MSB-bpiABa MHcneKTMpaHe no rpyua, Karo: 

1. ocbLuecTBHBa uAAOcreH kohtpoa no cnasBaHero Ha rpyuo- 
BOTO saKOHouarencTBO sa ocMrypAsaHe na supaBocnoBHM m 
öeäonacHM ycnoBMn na rpyu m no oobLAecTBaBaHe na rpyuo- 
BMTe npaBooTHOLueHMA; 

2. ocburecTBABa cneuMaAMSMpan KOHrpon no cnassaHero na 
SaKOHa aa HacbpnaBaHe na aaerocrra m upyrMre HopiviaTMB- 
HM aKTose B oöAacrra na aaerocrra m öeapaöoTMuara, 
B KOMTO TOBa MapMHHO 6 npeuBMueHo; 

3. uaaa CBeusHMH m rexHMHecKM cbserM na paborouareAMre m 
paboreiAMTe no HaM-ecjjeKTMBHMre mbtoam aa cnaaBane na 
TpyuoBOTO aaKOHOuarencTBO m no npMnaraHero na SaKona 
aa HacbpnaBane na aaerocrra; 

4. yBeuoMHBa KOMnerenTHMre opraHM aa ycraHOBOHM npaano- 
TM M Heuocrar-bUM b ueMCTBaLuoro rpyuoBO aaKOHOuaren- 
CTBO M B HopMaTMBHara ypeuöa na KOHrpona no rpyuoBara 
aaerocT. 

fhaBHara MHcneKUMA no rpyua peauMaMpa cbomtb cjjyHKUMM Bta 
ocHOBa Ha uaueHMTe m npasoMOLUMA b KousKca na rpyua, SaKo- 
na aa aupaBOcnoBHM m öeaonacHM ycAOSMH na rpyu, SaKona aa 
HacbpnaBaHe na aaerocrra m ycrpoMCTBeHMA npaoMAHMK na 
AreHUMHTa. 
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Agentur erteilt werden. 

In ihrem Zuständigkeitsbereich ist die Exekutivagentur Zentrale 
Arbeitsaufsichtsstelle diejenige Stelle, die den Minister für Arbeit 
und Sozialpolitik bei der Entwicklung, Koordination und Durch- 
führung der innerstaatlichen Politik im Bereich der Sicherstel- 
lung eines gesunden und sicheren Arbeitsumfelds und der 
Beschäftigungsförderung unmittelbar unterstützt. 

Der Hauptteil der Tätigkeit der Agentur wird planmäßig durchge- 
führt. 

Unplanmäßige Tätigkeiten werden in denjenigen Fällen 
durchgeführt, die unvorhersehbar sind und den Einsatz von 
Arbeitsaufsichtsbeamten erfordern, wie die Überprüfung von 
Klagen, die Teilnahme an der Ermittlung von Arbeitsunfällen und 
anderes. Das Ziel ist, eine solche Effizienz der Aufsichtstätigkeit 
bei den verfügbaren Ressourcen der Agentur zu sichern, die den 
Erwartungen der Gesellschaft bezüglich ihres Interessen- 
schutzes am besten entspricht. 

Die Agentur bringt zwölf Genehmigungs-, Anmeldungs- und 
Koordinationsarbeitsverfahren zum Einsatz, wovon ein Teil 
Sozialschutzaufgaben erfüllt. 

Die Agentur unterstützt die Tätigkeit der dreiseitigen, für die 
Arbeitsbedingungen auf nationaler, Branchen- und regionaler 
Ebene zuständigen Räte, sowie die Tätigkeit der für die Arbeits- 
bedingungen in den Unternehmen zuständigen Komitees und 
Gruppen. 

Vertreter der Agentur nehmen an der Arbeit des nationalen 
Rates für Beschäftigungsförderung sowie an den regionalen 
Kommissionen für Beschäftigung und an dem nationalen Rat für 
die Koordination der Politiken und Programme zur Reduzierung 
der Armut und der sozialen Isolation teil. 

Die Politik der Agentur ist auf Prävention, Publizität der Tätigkeit, 
Entwicklung der integrierten Arbeitsaufsicht, darunter auch 
Beachtung des Gesetzes über die Beschäftigungsförderung, 
Zusammenarbeit mit weiteren staatlichen Verwaltungen, Nicht- 
regierungsorganisationen, national repräsentativen gewerk- 
schaftlichen und weiteren Organisationen gerichtet. 

III. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs des Nationalen Ver- 
sicherungsinstituts der Republik Bulgarien im Sinne des 
Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 1 des Vertrags: 

Aufgrund Artikel 33 Absatz 2 des Sozialversicherungsgesetz- 
buchs verwaltet das Nationale Versicherungsinstitut die staat- 
liche öffentliche Fürsorge in der Republik Bulgarien. 

Die staatliche öffentliche Fürsorge stellt Abfindungsbeträge, 
Beihilfen und Renten bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit, 
Invalidität, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, Alter und Tod bereit. 

Innerhalb ihrer Zuständigkeiten sowie aufgrund Artikel 33 Ab- 
satz 3 des Sozialversicherungsgesetzbuchs führt das Nationale 
Versicherungsinstitut folgende Tätigkeit durch: 

1 . es führt den Etat der staatlichen öffentlichen Fürsorge aus; 

2. es stellt die Forderungen der staatlichen öffentlichen Für- 
sorge wegen inkorrekter Versicherungsabgaben fest und 
zieht diese ein; 

3. es führt die Aufsicht über die Beachtung des Ver- 
sicherungsrechts in Verbindung mit den ihm erteilten Auf- 
gaben; 

4. es veranstaltet die Tätigkeit zur Feststellung von Verwal- 
tungsverstößen und Festlegung der Verwaltungsstrafen; 

5. es leistet die Zahlung von Renten und Abfindungsbeträgen 
bei Arbeitslosigkeit und veranstaltet die Tätigkeit in Ver- 
bindung mit den weiteren Versicherungsleistungen; 

6. es sammelt Informationen und unterhält ein Informations- 
system über die versicherten Personen, die Versicherer und 
die Selbstversicherer; 


B KOHTOKCTa Ha CBOHTe npaBOMOLUMH Han-bnuHTe/iHaTa AreH- 
LiMH „IhaBHa HHcneKUMH no rpy/ia“ ce nanBa opraHtT, kohto 
H enocpeflCTBeHO noanoMara MnHMcrtpa Ha rpyaa h couHanna- 
Ta noHMTHKa npw paapaöoTBaHero, KoopflHHHpaneTo m npo- 
BexflaneTO na fl'bpxaBHara noJiMTHKa b oönacTta na ocHrypn- 
Banero na sapaBocnoBHH h öeaonacHM ycnoBnn na rpya m 
H acbpHaBane na aaerocT. 

OcHOBHaxa nacr ot flewHocTTa na AreHUHHTa ce peanMSMpa 
nnaHHpano. 

HennaHHpaHM fleÜHOCTM ce MantriHFiBaT b cnynaHTe, komto ne 
Morar aa ötAar npeflBHflenM npeflaapHTe/iHO m npw kohto ce 
MSMCKBa HaMecara na nHcneKTopn no rpyaa, Karo npoeepKH no 
xanöM, ysacrne b paacneflBane na rpyaoBM anononyKn m 
flpyrH. Uenra e, npM HanHHHMte pecypcM na ArenuHHTa fla ce 
ocwrypH TaKasa ecfieKTMBHocT ot nHcneKUMOHHara flOMHocT, 
KOHTO fla oTroBapn Haü-floöpe na onaKBaHMHTa na oöiflecTBOTo 
aa aaiflMTa na HeroBMTe MHTepecH. 

AreHflMHTa ynpaxHHBa fleanafleceT paapemMTenHH, pemcTpa- 
UMOHHM H cbrnacyBaTeriHM pe)KHMa, eflna nacT ot komto Ma- 
nijnHHBa couManHO-aaiflHTHM cjjyHKUMM. 

AreHflMHTa noflnoMara flOMHOCTTa na TpMCTpaHHMje ctBeTM no 
ycnoBMH Ha xpyfla na HauMOHariHO, öpaHLUOBO m perMOHanHO 
HMBO, KaKTO M flOMHOCTTa Ha KOMMTOTMTe/rpyOMTe HO yC/lOBMH 
Ha jpyfl B npeflnpMHTMHTa. 

FIpeflCTaBMTenM na AreHUMHTa ynacTBaT b paboTaxa na HauMo- 
HanHMH cbBex aa HacbpnaBane na aaexocTxa, KaKxo m b perMO- 
HanHMxe kommcmm no aaexocTxa m b HauMonanHMH ctBex aa 
KoopflMHMpane Ha no/iMXMKMxe m nporpaMMxe aa naMariHBaHe 
Ha öeflHOCTxa m couManHaxa MaonauMH. 

FlonMTMKaxa na AreHUMHxa e Haconena kijM npeBenuMH, nyö- 
HMHHOCT Ha flOMHOCTTa, paaBMTMe Ha MHXerpMpaHOTO MHCneK- 
TMpane B-bpxy xpyfla, b t.h. no cnaaBane na SaKona aa Hacbpna- 
Bane na aaexocTxa, cbxpyqHMHecTBO c flpyrM fltpxaBHM aflwiM- 
HMcxpauMM, HenpaBMxencTBeHM opraHMaauMM, HauMOHanno npefl- 
CTaBMTexiHMTe cMHflMKaxiHM M flpyrM opraHMaauMM. 

III. FIpeflcxaBHHe Ha oöjiacTxa ot KOMnexenuMM na HauMOHa- 
riHMH ocMrypMxeneH MHCXMTyx na PenyöxiMKa BtnrapHn no 
CMMCbna Ha Hnen 4, ariMHen 2 m h/ioh 1 ot floroBopa: 

Ha ocHOBaHMe Hnen 33, axiMHen 2 ot KofleKca aa couMaxiHo ocm- 
rypHBane HauMOHariHMHT ocMrypMxeneH MHCTMxyx ynpaBtiHBa 
fl'bpxaBHOTO oöiflecTBOHO ocMrypHBane b PenyöxiMKa Btnra- 
PMH. 

fltpxaBHOTo oöutecTBeHo ocMrypHBaHe npeflocxaBH oöeaifle- 
TOHMH, nOMOtflM M nOHCMM npM BpeMOHHa HepaÖOTOCnOCOÖHOCT, 
MHBaxiMflHocT; MaMHMHCTBo; öoapaöoTMLia, CXapOCT M CMtpX. 

B paMKMxe Ha KOMnexeHTHocTTa cm m Ha ocHOBaHMe h/ioh 33, 
axiMHOH 3 OT KoflOKca aa couManno ocMrypHBane, HauMonaxiHM- 
HT ocMrypMxeneH MHCTMTyx; 

1. Mant/iHRBa öioflxeTa na fl-bpxaBHoxo oöiflecxBeHo ocMry- 
pHBane; 

2. ycxaHOBHBa m cböMpa BaeMaHMHxa Ha fl-bpxaBHoxo oöifle- 
CTBOHO ocMrypHBane ot HenpaBMXiHO MaB-bpiueHM ocMrypM- 
xexiHM paaxoflM; 

3. ocbtflecTBHBa KOHxpoxi no cnaaeane Ha ocMrypMxexiHOTo 
aaKOHOflaxencTBO b-bb BpBaKa c BBaxioxeHMxe My aomho- 
ctm; 

4. opraHMaMpa fleMHocxxa no ycTaHOBHBane na aflMMHMcxpa- 
TMBHM HapytueHMH M aflMMHMcxpaxMBHM HaKaaaHMH; 

5. MaBBpujBa nxiaiflaHexo na nencMM m oöeaiflexeHMH aa öea- 
paöoTMLia M opraHMaMpa fleMHOcxxa no flpyrMxe ocMrypM- 
xexiHM nxiaiflaHMH; 

6. CbÖMpa MHCflOpMaUMH M nOflfltpXa MHCflOpMaLIMOHHa 
CMCTeMa aa ocMrypoHMxe nMua, ocMrypMxenMxe m 
caMoocMrypHBaiflMxe ce nMua; 
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7. es führt Tätigkeiten zur Vorbereitung und Anwendung von 
internationalen Verträgen im Bereich der staatlichen öffent- 
lichen Fürsorge durch; 

8. es gibt ein Informationsblatt heraus; 

9. es unterhält ein Informationssystem über die Personen, die 
aufgrund eines arbeitsrechtlichen Verhältnisses beschäftigt 
sind; 

10. es schließt Verträge über die Bereitstellung von Informatio- 
nen, Informationsprodukte zur Datenverarbeitung und für 
Sozialversicherungstätigkeiten ab; 

11. Informationen, die für die Erfüllung der Aufgaben und Be- 
fugnisse des Nationalen Versicherungsinstituts notwendig 
sind, werden auch von den jeweiligen staatlichen und den 
Gemeindebehörden, inklusive aller Daten des Nationalen 
automatisierten Informationssystems für die Anmeldung 
und Identifikation der natürlichen Personen („ESGRAON“), 
und vom Nationalen Institut für Statistik bereitgestellt. 

IV. Darstellung des Zuständigkeitsbereichs der Nationalen 
Krankenkasse der Republik Bulgarien im Sinne des Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 1 des Vertrags: 

Aufgrund Artikel 3 Absatz 1 des Krankenversicherungsgesetzes 
erfüllt die Nationale Krankenkasse die Aufgaben in Bezug auf 
die Verwaltung und Verbrauch der Mittel aus der Pflichtkranken- 
versicherung für medizinische Tätigkeiten. 

Die Pflichtkrankenversicherung stellt ein Grundpaket von medi- 
zinischen Tätigkeiten zur Verfügung, das durch den Etat der 
Nationalen Krankenkasse abgesichert wird. 

Innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs führt die Nationale Kran- 
kenkasse folgende Haupttätigkeiten entsprechend ihrer Organi- 
sations- und Tätigkeitsordnung durch: 

1 . sie führt die Pflichtkrankenversicherung aus; 

2. sie baut auf und entwickelt eine Verwaltungsstruktur zur 
Durchführung der Tätigkeiten der Pflichtkrankenversiche- 
rung; 

3. sie nimmt zusammen mit den Vertretern der Organisationen 
der Stände der Ärzte und der Zahnärzte an den Verhandlun- 
gen und der Unterzeichnung des Nationalen Rahmenver- 
trags teil; 

4. aufgrund des nationalen Rahmenvertrags sichert sie für die 
versicherten Personen: 

a) das Grundpaket von medizinischen Tätigkeiten; 

b) Zugänglichkeit und Gleichgestelltheit beim Erhalt von 
ärztlicher Hilfe; 

c) vollständige oder teilweise Bezahlung der im Nationalen 
Rahmenvertrag aufgelisteten Arzneimittel; 

5. sie macht Analysen und Vorschläge über den Typ und den 
Umfang der ärztlichen Hilfe aufgeteilt nach Arten der medi- 
zinischen Tätigkeiten und ihrem Wert; 

6. sie stellt die Gewinn- und Verlustrechnung der Nationalen 
Krankenkasse aus der Pflichtkrankenversicherung auf; 

7. sie stellt das Jahresbudget der Nationalen Krankenkasse 
und den Bericht über seine Ausführung auf; 

8. sie entwickelt Modelle für die Vergütung der Personen, die 
ärztliche Hilfe leisten; 

9. sie schließt Verträge über die Bezahlung der Arzneimittel 
und Verbrauchsmaterialien mit Herstellern, Lieferanten und 
Apotheken nach den im Nationalen Rahmenvertrag bestä- 
tigten Arzneimittellisten ab; 

10. sie errichtet, entwickelt und verwaltet ein Nationales Infor- 
mationssystem für die Zwecke der Pflichtkrankenversiche- 
rung; 

11. sie führt internationale Tätigkeiten auf der Basis von zwei- 
seitiger und mehrseitiger Zusammenarbeit durch und ver- 


7. octjLnecTBFiBa fleiiHocT no noarotoBKa n npunaraHe na 
MexflyHapoflHM floroBopn b oönacTra na fl-bpxaBHoro 
oöLuecTBeHo ocurypnaaHe; 

8. MSflaea MHcjjopMaunoHeH öioneTHH; 

9. noflfl'bpxa nHcttopMauMOHHa cucTewa aa nnuara, komto 
paöoTHT no TpyflOBO npaBOOTHomeHMe; 

10. cKnioHBa floroBopn aa npefloctaBFiHe ua nHcjtopMauMFi, mh- 
cpopMaüMOHHM npoflyKTM aa oöpaöoTBaHe na MHcjjopMauMn 
n aa flewHOCTM no counariHOTO ocurypnaaHe; 

1 1 . UHcjjopMauMnTa, Heoöxoflnivia aa octjiuecTBFiBaHe na cjjyHK- 
UMnre M npaBOMOLUMBTa na HaunoHanHun ocurypureneH 
nHCTMTyr, ce npeflocTaan öeanaaTHo ot cbOTBeTHnre fltp- 
>KaBHM H OÖtHMHCKM OpraHM, BKniO4MTejlH0 BCM4KH flaHHH 
OT ECrPAOH M OT HauMOHanHun CTaTUCTtmecKn HHCTUTyx 


IV. ripeflCTaBFiHe na oöjiacTTa ot KOMneTeHunn na Hauno- 
HannaTa aflpaBHOocurypuTenHa Kaca na PenyönnKa B-bjira- 
pun no CMMCtna na nneH 4 .annHen 2 n H/ien 1 ot floroBopa: 

Ha ocHOBanne nneH 3, annHen 1 ot SaKona aa aapaBHOTo ocu- 
rypaBane HaunoHajinaTa aßpaBHoocurypuTetiHa Kaca octtne- 
CTBFiBa cttyHKUMMTe no ynpaBTienne m paaxoflBaHe na cpeflCTBa- 
Ta aa aaßtrixtiTenHo a/tpaBHo ocurypHBane aa a/tpaBHn fleti- 

HOCTM. 

Safl'bjixMTeTiHOTo aflpaBHo ocurypaBane npeflocTaBn ochoboh 
naKOT OT aflpaBHn fleüHocTu, rapaHTupan ot öioflxeTa na Ha- 
UnoHariHaTa aapaBHoocurypuTe/iHa Kaca. 

B paMKMTe Ha KOMneTeHTHOCTTa cm m ctsrnacHO flpaBMTiHMKa aa 
ycTpoMCTBOTo M flOMHocTTa Ha HapMOHanHaTa aapaBHoocMry- 
pMTenna Kaca, th octmecTBHBa cneflHMTe ochobhm aeMHocTM: 

1. OcbiitecTBHBaHe na aafl-bnxMTennoTO aapaBHO ocMrypn- 
Bane; 

2. Uarpaxflane m paaBMTMe na aflMMHMCTpaTMBHa CTpyKTypa 
aa ocbinecTBHBaHe na flOMHocTMTe no aaAtnxMTenHOTo 
aflpaBHo ocMtypHBane; 

3. ynacTMe b nperoBopMTe m noflnMCBaneTo na HauMOHa/iHMH 
paMKOB floroBop (HPfl) aaeflHo c npeflCTaBMTeriMTe na 
cbcnoBHMTe opraHMaauMM na neKapMTe m cTOMaTonoaMTe; 

4. FapaHTMpane aa ocMrypeHMTe npea HPfl TiMpa na: 

a) OCHOBHMH naKOT aApaBHM asmhoctm; 

6) aocttjohoct m paBHonocTaaeHOCT npM nonyHaBaHOTO 
Ha MSAMUMHCKa noMOLA; 

b) ntAHo MTiM HacTMHHo aanABAtaHe Ha jteKapcTBeHMTe 
cpeACTBa no cnMctsUMTe b HPfl; 

5. AHariMaM m npeAnoxeHMn aa bmab m oöeivia MeAMUMHCKa 
nOMOAt no BMAOBe MeAMUMHCKM AeMHOCTM M CTOMHOCTTa 
mm; 

6. UaroTBHHe Ha oueHKa na npMxoAMTe m paaxoAMTe na H30K 
no aaAtAXMTenHOTo aApaBHo ocMrypnBaHe; 

7. PaapaöOTBane na npoeKT na roAMmen öioaxot na H30K m 
OTH eT aa MamanneHMeTo My; 

8. PaapaöOTBane na MOAenM aa aannaAiane na Man-bnHMTe/iM- 
Te Ha MeAMUMHCKa oomoai; 

9. CKTiioHBaHe Ha AoroBopM aa aannaiAane na jieKapcTBeHM 
cpeACTBa M KOHcyMaTMBM c npoMaBOAMTeriM, AOCTaauMUM m 
anTBKM no cnMctuM na jieKapcTBeHM cpeACTBa, yTatpACHM 
BHPfl; 

10. UarpaxAane, paaBMTMe m ynpaBAHBaHe Ha HauMOHanna 
MHcjjopMauMOHHa cMCTeMa aa nyxAMTe na aaA’bnxMTeriHo- 
To aApaBHo ocMrypHBane; 

1 1 . OöbiAecTBHBaHe na MexAynapoAHa acmhoct Ha ocHOBaTa 
Ha AByCTpaHHO M MHOrOCTpaHHO CbTpyAHMHeCTBO M aAMMHM- 
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waltet Projekte, an denen die Nationale Krankenkasse 
beteiligt ist; 

12. sie informiert regelmäßig die versicherten Personen über die 
Maßnahmen zum Schutz und Kräftigung ihrer Gesundheit; 

13. sie führt die medizinische und die Finanzaufsicht über die 
Pflichtkrankenversicherung; 

14. sie ist die zuständige Behörde und Verbindungsstelle nach 
Maßgabe der Verordnung (EWG) Nummer 1408/71 des 
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige so- 
wie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- und abwandern und Verordnung (EWG) Num- 
mer 574/72 über die Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung 
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
Selbständige sowie deren Familienangehörige, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern. 

V. Zentrale Stellen gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags 

Folgende zentrale Stellen in den Geschäftsbereichen des Minis- 
teriums für Arbeit und Sozialpolitik und des Ministeriums der 

Finanzen sind für die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Ver- 
trags hauptverantwortlich zuständig: 

1. Exekutivagentur „Zentrale Arbeitsaufsichtsstelle“ beim Mi- 
nister für Arbeit und Sozialpolitik der Republik Bulgarien 

Zentralverwaltung 

BIvd. „KnjazAI. Dondukov“ 3, 

1 000 Sofia 

Tel. -1-359 2 8101 766 Veselin Veselinov 
-h 359 2 980 27 49 Irena Dimitrova 
Fax -h359 2 9870827 

2. Nationale Einkommensagentur beim Ministerium der Finan- 
zen der Republik Bulgarien 

Zentralverwaltung 

BIvd. „KnjazAI. Dondukov“ 52 

1 000 Sofia 

Fax 4-359 2 9859 3290 

Tel. -h 359 2 9859 3561 Bojana Milanova, Dimitär Bojcev 


CTpnpa npoeKTM, no komto H30K e crpana; 

12. CucTeMHO MHcjropMupaHe na ocurypennTe nuga aa MepKU- 
Te no onaaaaHe m yxpenaane na aapaaeTO mm; 

13. OcbLuecTBHBaHe na MeflnuMHCKM m cjjMHaHCOB KOHTpon no 
aaflisnxMTenHOTO aapaoHO ocMpypaBane; 

14. KoMnereHTHa HHCTMTyunn m opran aa Bp-baxa, cbrnacno 
PernaMeHT (EMO) Ns 1408/71 na CtBera ot 14 k)hm 1971 r. 
aa opMaaraneTo na cxomm aa couMaaHa CMrypHocr na aaern 
aMua, caMocTOBTeaHo aaetM aMua m HaeHoae na texHMTe 
CeMOMCTBa, KOMTO CO aBMXaT B paMKMTe Ha OÖLUHOCTTa M 
PeraaMOHT (EMO) Nq 574/72 aa onpeaeaHHe Ha peaa aa 
npMaarane Ha PeraaMOHT (EMO) Nq 1408/71 Ha C^bBeTa ot 
14 lOHM 1971 r. aa npHaaraaeTo aa cxbmm aa couMaana 
CMrypHocT Ha aaeTM aMua, caMocTOHTeano aaeTM aMua m 
HaeHOBe Ha TexHMTe ceMeäcTBa, komto ce flBMxaT b 
paMKMTe Ha OötuHocTTa. 

V. UeHTpaaHM cayxöM cbraacHO naen 3, aaMHen 2 na Aorosopa 

CaeflHMTe ueHTpaaHM cayxöM ot KOMneTenuMMTe na Mmhmc- 

TepcTBo Ha Tpyfla m couMaanaTa noaMTMKa m na Mmhmctopctbo 

Ha CjtMHaHCMTe ca OCHOBHO KOMneTOHTHM aa CbTpyflHMHeCTBOTO 

B paMKMTe Ha AoroBopa: 

1. ManbaHMTeana arenuMH „faaBHa MHcneKUMH no Tpyfla“ kbm 
MMHMCTbpa Ha Tpyfla M couMaanaTa noaMTMKa Ha PenyöaMKa 
BbarapMH 

UeHTpaaHO ynpaoaeHMe 
öya. „KnnaAa. AoHflyKOB“ 3, 

CocjjMH 1000 

Tea. -h 359 2 8101 766 BeceaMH BeceaMHOB 
-h 359 2 980 27 49 Mpena Ammmtpobb 
(UaKC -h359 2 9870827 

2. HauMOHaaHaTa arenuMa aa npMxoflMTe ktjM MMHMCTepcTBO 
Ha cjDMHaHCMTe Ha PenyöaMKa BbarapMH 

UeHTpaaHO ynpaeaeHMe 
öya. „KHHaAa. AoHflyKOB“ 52 
CocjjMH 1000 

cbaKC -h 359 2 9859 3290 
Tea. -h 359 2 9859 3561 BoHHa MMaaHOBa 
AMMMTbp BOMHeB 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Für Kontrollen, Prüfungen und Ermittlungen im Bereich 
der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler 
Beschäftigung sind auf Bundesebene seit Januar 2004 
ausschließlich die Behörden der Zollverwaltung zustän- 
dig. Diese sehen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufga- 
ben häufig mit grenzüberschreitenden Erscheinungsfor- 
men von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung kon- 
frontiert. Um hiergegen konsequent vergehen zu können, 
ist eine gut funktionierende Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Stellen in anderen Staaten unverzichtbar. 

Die Behörden der Zollverwaltung nutzen die bereits 
bestehenden Möglichkeiten zur grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit ausgiebig. Um die Zusammenarbeit 
noch weiter zu intensivieren, ist darüber hinaus der 
Abschluss von bilateralen Zusammenarbeitsvereinbarun- 
gen erforderlich. In diesen Vereinbarungen können insbe- 
sondere Formen und Ebenen der jeweiligen Zusammen- 
arbeit festgelegt, die Grundlagen des wechselseitigen 
Informationsaustauschs geregelt und zentrale An- 
sprechpartner benannt werden. Der Informationsfluss 
zwischen den zuständigen Stellen wird damit nachhaltig 
verbessert. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium der 
Finanzen einen Musterentwurf einer Vereinbarung über 
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüber- 
schreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung 
erarbeitet und auf der Grundlage dieses Entwurfs mit 
verschiedenen Staaten Vertragsverhandlungen aufge- 
nommen. Der Entwurf orientiert sich in wesentlichen 
Punkten an der Entschließung des Rates und der im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union vom 22. April 1999 über 
einen „Verhaltenskodex für die Verbesserung der Zusam- 
menarbeit der Behörden der Mitgliedstaaten bei der 
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs 
bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen und 
von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit sowie bei 
grenzüberschreitender Leiharbeit“ (Verhaltenskodex). 
Weil Begrifflichkeiten und Definitionen in den einzelnen 
Staaten unterschiedlich verwendet werden, ist auch dem 
Musterentwurf der Wortlaut der oben genannten Ent- 
schließung zugrunde gelegt. 

Der vorliegende Staatsvertrag mit der Republik Bulgarien 
ist der erste auf der Grundlage dieses Musterentwurfes 
geschlossene völkerrechtliche Vertrag. Er enthält u. a. 
Regelungen zu den Ebenen und Formen der Zusammen- 
arbeit sowie zum Austausch von Informationen. Ihm ist 
außerdem eine Anlage beigefügt, die einen Überblick 
über die Aufgaben der in den Vertragsstaaten für die 
Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäf- 
tigung zuständigen Stellen gibt und in der zentrale 
Ansprechpartner benannt werden. Der Vertrag wurde am 
12. November 2008 in Sofia unterzeichnet. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

In Absatz 1 wird der Zweck des Vertrages dargelegt. 
Zweck des Vertrages ist die Intensivierung der Zusam- 
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien bei der Bekämpfung grenz- 


überschreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäf- 
tigung. Um Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden 
und unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Definitionen 
in den Vertragsstaaten Rechnung zu tragen, wird auf die 
Verwendung der in der Bundesrepublik Deutschland 
gebräuchlichen Begriffe „Schwarzarbeit“ und „illegale 
Beschäftigung“ verzichtet. Die Zweckbestimmung orien- 
tiert sich vielmehr - wie auch der Titel des Vertrages - am 
Wortlaut des Verhaltenskodex (siehe oben). 

Absatz 2 stellt klar, dass die Vorschriften über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen unberührt blei- 
ben. Mit dem Vertrag soll ausschließlich die Zusammen- 
arbeit im Verwaltungsverfahren gestärkt werden. 

Zu Artikel 2 

In Artikel 2 wird der räumliche Geltungsbereich der Ver- 
einbarung festgelegt. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 benennt die für die Durchführung des Vertra- 
ges zuständigen Stellen in den Vertragsstaaten. Dabei 
wird an die Zuständigkeit für die in Artikel 1 Absatz 1 
beschriebenen Aufgaben angeknüpft. Der Vertrag wird 
dementsprechend auf deutscher Seite durch die fachlich 
zuständigen Stellen im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Finanzen und auf bulgarischer Seite 
durch die fachlich zuständigen Stellen im Geschäfts- 
bereich des bulgarischen Ministeriums für Arbeit und 
Sozialpolitik und des bulgarischen Ministeriums der 
Finanzen durchgeführt. Rechte und Pflichten für andere 
Stellen in den Vertragsstaaten werden durch den Vertrag 
nicht begründet. 

Absatz 2 begründet die Pflicht zur Benennung zentra- 
ler Stellen, die für die Zusammenarbeit im Rahmen des 
Vertrages hauptverantwortlich zuständig sind. Durch die 
Benennung zentraler Anlaufstellen werden Zuständig- 
keitsprobleme vermieden und darüber hinaus die not- 
wendigen Rahmenbedingungen für einen koordinierten 
und kontinuierlichen Informationsfluss geschaffen. Die 
zentralen Stellen beider Seiten sind in der Anlage zum 
Vertrag benannt (siehe auch Artikel 10 Absatz 2 Satz 1). 

Zu Artikel 4 

In Artikel 4 werden die Ebenen der Zusammenarbeit fest- 
gelegt. Möglich ist danach auch eine direkte Zusammen- 
arbeit der vor Ort tätigen Prüf- und Kontrollbehörden, 
soweit es sich dabei um Stellen im Sinne des Artikels 3 
Absatz 1 handelt. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
zuständigen Ministerien beziehungsweise die zentralen 
Stellen dies vorsehen. Damit wird sichergestellt, dass die 
zuständigen Ministerien beziehungsweise die zentralen 
Stellen die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit 
festlegen sowie die Zusammenarbeit aktiv mitgestalten 
und koordinieren können. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 enthält Regelungen zu den Formen der Zusam- 
menarbeit. 
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Gemäß Absatz 1 unterrichten die zuständigen 
Ministerien einander unmitteibar über wesentiiche Ände- 
rungen der Rechts- und Verwaitungsvorschriften, die im 
Anwendungsbereich des Vertrages erfoigen. Hiermit wird 
die Mögiichkeit geschaffen, die jeweils andere Seite 
zügig über wichtige Rechtsänderungen, die beispiels- 
weise den in der Aniage zum Vertrag näher eriäuterten 
Zuständigkeitsbereich der Schwarzarbeitsbekämpfungs- 
behörden betreffen, zu unterrichten. 

In Absatz 2 werden grundlegende Formen der 
Zusammenarbeit zwischen den zentraien Steiien nach 
Artikel 3 Absatz 2 benannt. Dazu gehören zunächst der 
Informationsaustausch über Aufbau und Aufgaben der 
Prüf- und Kontrolibehörden einschiießiich der Benen- 
nung zuständiger Ansprechpartner (Nummer 1) sowie 
der Informationsaustausch über Prüf- und Arbeitsmetho- 
den (Nummer 3). Mit der Zusammenarbeitsvereinbarung 
soil außerdem die Möglichkeit geschaffen werden, prä- 
ventive Maßnahmen - zum Beispiel grenzüberschreiten- 
de Schwerpunktprüfungen - gemeinsam zu planen und 
durchzuführen (Nummer 2). Mit der Formuiierung „im 
jeweiiigen Zuständigkeitsbereich“ wird deutiich gemacht, 
dass die Prüf- und Kontroiibehörden der Vertragsstaaten 
bei der Durchführung der Maßnahmen nur auf ihrem 
eigenen Hoheitsgebiet hoheitlich handeln dürfen. 

Ermöglicht werden soll auch der Austausch von Bediens- 
teten als Hospitanten (Nummer 7). Diesen ist die Wahr- 
nehmung hoheitlicher Tätigkeiten im Gastgeberland 
nicht gestattet. In Betracht kommen lediglich Unterstüt- 
zungsmaßnahmen, wie zum Beispiel generelle rechtliche 
und praktische Auskünfte an die Bediensteten des Gast- 
geberlandes oder vermittelndes Auftreten bei Kontrollen 
von Personen aus dem Entsendestaat des Hospitanten. 

Von zentraler Bedeutung ist außerdem der Austausch 
von Informationen - einschließlich personenbezogener 
Daten - auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe sowie die 
unaufgeforderte Informationsübermittlung in Einzelfällen 
(Nummern 4 und 5). Da es sich hierbei um die wich- 
tigsten Formen der grenzüberschreitenden Zusammen- 
arbeit handelt, werden Einzelheiten hierzu in Artikel 6 ge- 
sondert geregelt. 

Schließlich wird die Möglichkeit geschaffen, über den 
weiteren Fortgang einzelner Verfahren, in denen eine 
Zusammenarbeit stattgefunden hat, unterrichtet zu wer- 
den (Nummer 6). 

Absatz 2 wurde bewusst so gestaltet, dass die dort 
benannten Zusammenarbeitsformen erweiterbar sind. 
Damit kann - im Rahmen der vertraglichen und gesetz- 
lichen Möglichkeiten - flexibel auf praktische Bedürfnis- 
se reagiert werden. Um auch den vor Ort tätigen Prüf- 
end Kontrolibehörden einen Zugriff auf das Instrumenta- 
rium des Absatzes 2 zu verschaffen, wird dieser durch 
Absatz 3 für entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 enthält nähere Regelungen zu Ersuchen und 
unaufgeforderten Mitteilungen. 

Absatz 1 legt bestimmte Angaben fest, die unbedingt 
erforderlich sind, um eine zeitnahe und effiziente Be- 
arbeitung von Ersuchen und unaufgeforderten Mitteilun- 
gen gewährleisten zu können. Durch Absatz 2 wer- 
den die ersuchten Stellen darüber hinaus berechtigt. 


weitere für die Bearbeitung eines Ersuchens erforderliche 
Informationen anzufordern. 

Absatz 3 regelt die Art und Weise der Übermittlung 
von Ersuchen und unaufgeforderten Mitteilungen (schrift- 
lich, fernschriftlich, elektronisch). Auf die Möglichkeit 
einer mündlichen Übermittlung wurde verzichtet, um 
Missverständnisse bei der Informationsübermittlung zu 
vermeiden und eine nachhaltige Datenübermittlung zu 
gewährleisten. In dringenden Fällen empfiehlt sich eine 
elektronische Übermittlung der Daten. 

Die Übermittlung von Ersuchen und unaufgeforderten 
Mitteilungen erfolgt formlos und ist damit nicht an einen 
Vordruck gebunden. 

Durch Absatz 4 wird klargestellt, dass in bestimmten 
Fällen die Bearbeitung eines Ersuchens oder einer unauf- 
geforderten Mitteilung unterbleiben muss, nämlich wenn 
durch die Bearbeitung ein nicht vertretbarer Verwaltungs- 
aufwand verursacht wird oder innerstaatliche Vorschrif- 
ten beziehungsweise die Verwaltungspraxis der Bearbei- 
tung entgegenstehen. Mit dieser Regelung wird sicher- 
gestellt, dass die Erfüllung der durch nationales Recht 
festgelegten Aufgaben der jeweiligen Schwarzarbeitsbe- 
kämpfungsbehörden durch die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit nicht gefährdet wird. Außerdem wird 
deutlich gemacht, dass eine Zusammenarbeit jenseits 
bestehender Rechtsvorschriften nicht in Betracht 
kommt. Da die Nichtbearbeitung den Ausnahmefall dar- 
stellen soll, muss im Fall eines Ersuchens die ersuchen- 
de Stelle über die Gründe hierfür informiert werden. 

Aus Absatz 4 Satz 3 folgt schließlich, dass Ersuchen, die 
die in Artikel 3 benannten Stellen in eigener Zuständigkeit 
nicht bearbeiten können, von diesen an ihre zuständigen 
nationalen Zusammenarbeitsbehörden weitergeleitet 
werden können. Die ersuchende Stelle muss hierüber 
unterrichtet werden. Ein Anspruch der ersuchenden Stel- 
le auf Weiterleitung und Bearbeitung des Ersuchens 
durch die sachlich zuständigen Stellen besteht in diesen 
Fällen allerdings nicht. Pflichten anderer als der in Arti- 
kel 3 benannten Stellen werden durch den Vertrag des- 
halb nicht begründet. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 bestimmt, dass jeder Vertragsstaat die für seine 
Stellen aus der Anwendung dieses Vertrages entstehen- 
den Kosten selbst trägt. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 stellt für die Verwendung personenbezogener 
Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit 
dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt werden, 
ein eigenständiges Datenschutzregime auf. Eine Verwen- 
dung von Daten im Sinne von Artikel 8 liegt bei jeder 
Form des Umgangs mit personenbezogenen Daten vor, 
die nicht Erheben ist. Eingeschlossen sind demnach 
sowohl die Verarbeitung als auch die Nutzung der Daten. 

Artikel 8 Nummer 1 sieht einen Unterrichtungsan- 
spruch der übermittelnden Stelle eines Vertragsstaates 
über die Verwendung der übermittelten Daten und die 
dadurch erzielten Ergebnisse durch die empfangende 
Stelle des anderen Vertragsstaates vor. 
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Nummer 2 formuliert den Grundsatz, dass personen- 
bezogene Daten, die aufgrund des Vertrages dem ande- 
ren Vertragsstaat übermittelt wurden, von diesem nur zu 
den im Vertrag festgelegten Zwecken und zu den Bedin- 
gungen, die die übermittelnde Stelle im Einzelfall stellt, 
verwendet werden dürfen. Eine Ausnahme ist nur zur 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zweck der Abwehr von erheb- 
lichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit zulässig. 

Nummer 3 unterwirft die Übermittlung und Verwen- 
dung der Daten durch die Stellen der Vertragsstaaten 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und verpflichtet 
zur Berichtigung unrichtiger übermittelter Daten. 

Nummer 4 schreibt die Rechtsposition des Betroffe- 
nen auf Auskunft grundsätzlich fest. 

Die Nummern 5 bis 7 enthalten Regelungen zur 
Löschung, zur Protokollierung der Übermittlung und zur 
Sicherung der Daten. 

Zu Artikel 9 

Um die auf der Grundlage des Vertrages erzielten Ergeb- 
nisse bewerten und Fragen, die die Auslegung und 
Anwendung des Vertrages betreffen, gemeinsam klären 
zu können, bestimmt Absatz 1 , dass eine „gemischte 
Kommission“ in regelmäßigen Abständen zusammen- 
trifft. Ein außerordentliches Zusammentreten der 
„gemischten Kommission“ ist möglich, sofern hierüber 
Einvernehmen bei den Vertragsstaaten besteht. Die 
Kommission setzt sich aus Vertretern des Bundesminis- 
teriums der Finanzen, des bulgarischen Ministeriums für 
Arbeit und Sozialpolitik, des bulgarischen Ministeriums 
der Finanzen, der zentralen Stellen und der vor Ort 
tätigen Prüf- und Kontrollbehörden zusammen. Die ge- 
mischte Kommission kann nach Absatz 2 Vertreter 
anderer nationaler Stellen und anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union einladen, an ihren Arbeiten teil- 
zunehmen. 


Zu Artikel 10 

Durch Absatz 1 wird klargestellt, dass der Vertrag 
jederzeit durch gesonderte völkerrechtliche Verträge 
geändert werden kann. Dies ermöglicht eine Anpassung 
des Vertrages an neue Gegebenheiten, ohne dass Kün- 
digung und Neuverhandlung des gesamten Vertrages 
erforderlich sind. 

Absatz 2 Satz 1 verweist auf die dem Vertrag bei- 
gefügte Anlage, in der der Zuständigkeitsbereich der 
Stellen nach Artikel 3 Absatz 1 dargestellt wird sowie die 
zentralen Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 benannt sind. 
Die Anlage ist Bestandteil des Vertrages. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 enthält die Verpflichtung für das Bundesminis- 
terium der Finanzen und die zuständigen bulgarischen 
Ministerien, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten 
des Vertrages Regelungen für die praktische Durchfüh- 
rung des Vertrages zu treffen. 

Zu Artikel 12 

Gemäß Artikel 12 veranlasst die Republik Bulgarien die 
Registrierung des Vertrages beim Sekretariat der Ver- 
einten Nationen und unterrichtet die Bundesrepublik 
Deutschland über die erfolgte Registrierung. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 beinhaltet Regelungen zur Ratifikation und zum 
Inkrafttreten des Vertrages. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 enthält Regelungen zur Dauer und zur Kün- 
digung des Vertrages. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nornienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden keine Informationspflichten für Un- 
ternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geän- 
dert oder aufgehoben. 

Für die Verwaltung werden acht Informationspflichten ein- 
geführt. Diese regeln den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten. Daneben hat 
das Gesetz Auswirkungen auf die Fallzahlen von fünf Infor- 
mationspflichten, die dem Datenschutz dienen. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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